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8. Dokumentation

Im folgenden abgedruckt sind als zentrale Dokumente der europäischen Integra-
tion die Schlußfolgerungen des Europäischen Rates zu den Ratstagungen in
Essen und auf Korfu. Auf der Sondersitzung des Europäischen Rates in Brüssel
am 15. Juli 1994 sind keine offiziellen Schlußfolgerungen verabschiedet worden.
Weitere Materialien zur Europapolitik 1994/95 sind u.a. zu finden im Amtsblatt
und Bulletin der EG, im Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundes-
regierung sowie in der Internationalen Politik.
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1. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur Ratstagung am 24. und 25.
Juni 1994 auf Korfu

Einleitung

Die Unterzeichnung des Beitrittsvertrags in Korfu und die Teilnahme der Staats- und Regie-
rungschefs Österreichs Schwedens, Finnlands und Norwegens an den Beratungen des Euro-
päischen Rates sind ein neuer Markstein in der Geschichte der europäischen Integration.

Die beitretenden Staaten werden Mitglieder einer Europäischen Union, die sich nach dem
Inkrafttreten des Vertrags über die Europäische Union in einer Phase dynamischer Entwicklung
befindet und an die von vielen Seiten der Wunsch herangetragen wird, sie möge eine immer
größere Rolle bei der Förderung von Sicherheit und Wohlstand auf unserem Kontinent und jen-
seits unseres Kontinents spielen. Bald werden die Vorbereitungen für eine neue Regierungskon-
ferenz beginnen, die die Europäische Union in eine bessere Lage versetzen soll, die Herausfor-
derungen des 21. Jahrhunderts, einschließlich derjenigen, die sich auf Grund der Erweiterung
der Union nach Osten und nach Süden stellen, anzunehmen.

Das österreichische Volk hat bereits den Wunsch seiner Regierung bestätigt, an diesem ein-
zigartigen Unternehmen mitzuwirken, bei dem unabhängige und souveräne Staaten frei ent-
scheiden, einen Teil ihrer Kompetenzen unter voller Respektierung von Geschichte, Kultur und
Traditionen jedes einzelnen Landes gemeinsam wahrzunehmen. Der Europäische Rat hofft, daß
die Bevölkerung in den anderen beitrittswilligen Ländern genauso entscheiden wird.

Die neuen Mitgliedstaaten werden in der Lage sein, in diesem Rahmen sowohl auf die Ta-
gespolitik als auch auf die langfristigen strategischen Grundsatzentscheidungen Einfluß zu neh-
men. Der Europäische Rat begrüßt in diesem Zusammenhang die zusätzlichen Impulse, die von
diesen Ländern ausgehen, welche bei den Bemühungen um die Förderung von Umweltschutz
und sozialem Schutz, Transparenz und Öffentlichkeit der Verwaltung - das heißt Bereichen,
die von einem Großteil der Unionsbürger in der jüngsten Kampagne für die Wahlen zum Euro-
päischen Parlament als wesentlich erachtet wurden und die der Präsident des Europäischen Par-
laments in seiner Rede vor dem Europäischen Rat ebenfalls als solche bezeichnet hat - eine
Vorreiterrolle spielen.

Der Europäische Rat betont seinerseits, daß Offenheit und Subsidiarität wichtige Konzepte
sind, die weiterentwickelt werden müssen. Die Union muß mit der Unterstützung ihrer Bürger
aufgebaut werden.

Die Wahlen zum Europäischen Parlament haben auch deutlich gemacht, daß die Union von
ihren Bürgern danach beurteilt werden wird, welchen Beitrag sie zur Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit und zur Förderung der inneren und äußeren Sicherheit der Union leistet.

Die Unterzeichnung des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens mit Rußland anläßlich
der Tagung des Europäischen Rates in Korfu ist ein wichtiges Ereignis im Rahmen der Bemü-
hungen, Frieden, Stabilität und Wohlstand auf diesem Kontinent zu fördern. Dieses Abkommen
wird Rußland und der Europäischen Union, die beide in diesen Bereichen große Verantwortung
tragen, die Möglichkeit bieten, ihre Zusammenarbeit zum gegenseitigen Nutzen ihrer Völker
auf zahlreichen Gebieten zu intensivieren.

In den letzten sechs Monaten sind die neuen institutionellen Bestimmungen des Vertrags über
die Europäische Union zur Anwendung gelangt, und dabei wurde auch der Ausschuß der Re-
gionen eingesetzt. Von nun an wird dieser Ausschuß sicherstellen, daß die regionalen In-
teressen im Rahmen des Beschlußfassungsverfahrens der Union volle Berücksichtigung finden.
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Der Europäische Rat hörte eine Erklärung des Präsidenten des Europäischen Parlaments zu den
wichtigsten vom Europäischen Rat behandelten Themen und zu der Notwendigkeit einer
konstruktiven Zusammenarbeit der Institutionen, insbesondere zwischen dem Rat und dem
Parlament. Wie Herr Klepsch begrüßte auch der Europäische Rat die in diesem Sinne bei der
Durchführung der neuen Verfahren des Vertrags erzielten Fortschritte.

/. WEISSBUCH

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung im Dezember 1993 in Brüssel einen Aktionsplan
verabschiedet, der auf dem Weißbuch der Kommission über eine mittelfristige Strategie für
Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung beruht. Er hat hervorgehoben, daß eine
gesunde und offene, aber auch auf Solidarität ausgerichtete Wirtschaft unabdingbare Vorausset-
zung für die erfolgreiche Durchführung dieses Plans ist.

Zur Zeit bestätigen sich erste Anzeichen einer wirtschaftlich Erholung. Ein inflationsfreies
wirtschaftliches Wachstum hat wieder eingesetzt. Der Europäische Rat hält es für wesentlich,
daß die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage nicht dazu führt, daß die Bemühungen und die
Förderung der strukturellen Anpassung in Europa nachlassen, sondern genutzt wird, um wichti-
ge Reformen insbesondere im Beschäftigungssektor, in dem die Situation weiterhin äußerst be-
sorgniserregend ist, zu beschleunigen.

Der erfolgreiche Abschluß der Uruguay-Runde im Rahmen der vom Europäischen Rat fest-
gelegten Leitlinien hat ein internationales handelspolitisches Umfeld geschaffen, das die kon-
junkturelle Erholung und die Schaffung von Arbeitsplätzen wirksam unterstützen kann. Der
Europäische Rat appelliert an die Institutionen der Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten, alle
für einen rechtzeitigen Abschluß der Ratifizierung notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, da-
mit ein Inkrafttreten vor dem 1. Januar 1995 gewährleistet ist. Die Europäische Union wird
eine aktive Rolle bei den Bemühungen spielen, die neue Welthandelsorganisation in die Lage
zu versetzen, wirksam für die Einhaltung der gemeinsam aufgestellten Regeln zu sorgen und
Fortschritte bei der Bekämpfung unfairer Handelsbedingungen zu fördern. In diesem Zusam-
menhang müssen auch Umweltprobleme und soziale Fragen zur Sprache gebracht werden.

Der Europäische Rat hat anhand eines Berichts des Präsidenten der Kommission eingehend
die verschiedenen Bestandteile des vom Europäischen Rat in Brüssel beschlossenen Aktions-
plans erörtert.

Der Europäische Rat hebt besonders die nachstehenden Punkte hervor, von denen bei den
weiteren Beratungen über das Weißbuch neue Impulse ausgehen dürften,
i) Förderung von Reformen in den Mitgliedstaaten zur Verbesserung der Effizienz der Be-

schäftigungssysteme,
ii) Konkrete Maßnahmen im Hinblick auf eine Ausschöpfung des Beschäftigungspotentials

kleiner und mittlerer Unternehmen,
iii) Verstärkte Koordinierung der Forschungspolitik,
iv) Rasche Durchführung transeuropäischer Vorhaben in den Bereichen Verkehr und Energie,

denen hohe Priorität zukommt.
v) Vollständige Nutzung der Möglichkeiten und Chancen, die die Informationsgesellschaft

bietet.
vi) Förderung des neuen Modells einer nachhaltigen Entwicklung, einschließlich der Umwelt-

dimension.
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/. Verbesserung der Beschäftigungssituation

Ein gesundes makroökonomisches Umfeld ist eine unerläßliche Voraussetzung für eine erfolg-
reiche Bekämpfung der Arbeitslosigkeit.

Das Problem der Arbeitslosigkeit läßt sich nicht allein durch das wieder einsetzende Wirt-
schaftswachstum lösen. Vielmehr sind dafür auch strukturelle Reformen sowohl auf Ebene der
Mitgliedstaaten als auch auf Ebene der Union notwendig.

Der Europäische Rat vertritt die Auffassung, daß der Produktivitätszuwachs bis zur Jahrtau-
sendwende in erster Linie für Investitionen und die Schaffung von Arbeitsplätzen genutzt wer-
den sollte. Dieses Ziel sollte im Geiste der Solidarität und unter besonderer Rücksichtnahme
auf die sozial Schwächsten verwirklicht werden. Der Europäische Rat betont die Notwendig-
keit, das Potential der menschlichen Ressourcen optimal zu nutzen.

In diesem Zusammenhang hat sich der Europäische Rat anhand eines Berichts der Kommis-
sion einen Überblick über die Initiativen verschafft, die die Mitgliedstaaten entsprechen den im
Dezember 1993 festgelegten allgemeinen Zielen ergriffen haben. Der Europäische Rat hat zwar
Fortschritte in diese Bereichen festgestellt, vertritt aber die Auffassung, daß die bisherigen,
durchaus beträchtlichen Bemühungen noch weit hinter dem zurückbleiben, was erforderlich ist.
Er appelliert an die Mitgliedstaaten, weitere Maßnahmen zur Verwirklichung der im Dezember
gesetzten Ziele zu treffen, um den Kampf um die Schaffung von Arbeitsplätzen zu gewinnen.
Im einzelnen ist der Europäische Rat zu folgenden Ergebnissen gelangt:
- Was die allgemeine und die berufliche Bildung anbelangt, so schließt sich der Europäische

Rat der Empfehlung der Kommission an, die in vielen Mitgliedstaaten insbesondere für die
Weiterbildung ein systematischeres und umfassenderes Konzept für notwendig erachtet. Auf
Gemeinschaftsebene begrüßt es der Europäische Rat, daß der Rat grundsätzliches Einver-
nehmen über die beiden neuen Programme für die allgemeine und die berufliche Bildung
(Leonardo und Sokrates) erzielt hat, und ersucht den Rat und das Europäische Parlament,

• die diesbezüglichen Beschlüsse vor Ende des Jahres zu verabschieden.
- Was die Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung anbelangt, so nimmt der Europäi-

sche Rat die Empfehlung der Kommission bezüglich der Senkung der Lohnnebenkosten,
insbesondere für minderqualifizierte Arbeitskräfte, zur Kenntnis. In diesem Rahmen unter-
streicht der Europäische Rat, daß weitere Schritte im Einklang mit dem Ziel der Haushalts-
konsolidierung unternommen werden sollten.
Der Europäische Rat hat dementsprechend die Beratungen über die Frage der CO2/Energie-
Steuer zur Kenntnis genommen und hebt hervor, daß eine bessere Berücksichtigung der
Umweltkosten in der gesamten Wirtschaft gewährleistet werden muß.

- In der Frage der Förderung wirtschaftlich gesunder Formen der Arbeitsorganisation stellt
der Europäische Rat fest, daß die Hindernisse für die Teilzeitarbeit beseitigt und generell
neue Formen der Arbeitsorganisation gefördert werden müssen.

- Was die Erschließung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten im Hinblick auf die Befriedigung
neuer Bedürfnisse in Verbindung mit der Lebensqualität und dem Umweltschutz anbelangt,
so stellt der Europäische Rat fest, daß zwar einige Initiativen ergriffen, viele der im Weiß-
buch aufgezeigten neuen Möglichkeiten zur Schaffung von Arbeitsplätzen aber noch nicht
genutzt worden sind. Der Europäische Rat mißt der Studie, die die Kommission zu diesem
Thema vor der nächsten Tagung des Europäischen Rates erstellen soll, große Bedeutung
bei.

- Was die Jugend anbelangt, so ist der Europäische Rat der Auffassung, daß das Schwer-
gewicht verstärkt auf diejenigen Jugendlichen gelegt werden sollte, die mit den größten
Schwierigkeiten konfrontiert sind. Er hält es für äußerst wichtig, daß soweit wie möglich
gewährleistet wird, daß Jugendliche unmittelbar nach ihrer Ausbildung ins Berufsleben ein-
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treten können; in diesem Zusammenhang begrüßt er das Youth-Start-Programm der Kom-
mission.

Um diese Bemühungen zu unterstützen, ersucht der Europäische Rat den Rat „Sozialfragen",
den Rat „Wirtschafts- und Finanzfragen" und die Kommission, auf der Grundlage der von der
Kommission zusammengestellten Informationen die Fortschritte in diesem Bereich ständig zu
verfolgen. Der Rat wird dem Europäischen Rat auf seiner Tagung in Essen einen Bericht über
die einzelstaatlichen Versuche, die sich positiv auf die Beschäftigung ausgewirkt haben, vorle-
gen und dabei die Gründe für ihren Erfolg analysieren sowie geeignete politische Empfehlun-
gen zur Anpassung der derzeitigen Politiken formulieren.

Den Bemühungen um die Förderung der Beschäftigung Jugendlicher und um die Bekämp-
fung der Langzeitarbeitslosigkeit sollte der Rat im Rahmen seiner Arbeit besonderen Vorrang
einräumen.

Schließlich ersucht der Europäische Rat die Kommission, sich erneut um die Gewährlei-
stung des notwendigen sozialen Dialogs zu bemühen, indem sie die neuen Möglichkeiten voll
nutzt, die der Vertrag über die Europäische Union und insbesondere die Bestimmungen des
Protokolls im Anhang zu diesem Vertrag bieten.

2. Binnenmarkt, Wettbewerbsfähigkeit sowie kleine und mittlere Unternehmen

Ein reibungslos funktionierender Binnenmarkt ist die Voraussetzung für eine wettbewerbsfähige
und dynamische Wirtschaft. Daher muß der Rückstand in der Umsetzung bestimmter wichtiger
Richtlinien über öffentliche Auftragsvergabe, Versicherungen, geistiges Eigentum und Gesell-
schaftsrecht in nationales Recht aufgeholt werden. Außerdem müssen die Grundprinzipien des
Binnenmarkts auf diejenigen Bereiche ausgedehnt werden, die, wie etwa die Bereiche Energie
und Telekommunikation, noch immer nur teilweise in den Markt einbezogen sind, wobei
gleichzeitig sicherzustellen ist, daß sowohl den gemeinwirtschaftlichen als auch den städtischen
und ländlichen Erfordernissen in diesen Sektoren ebenfalls Rechnung getragen wird.

Der Binnenmarkt wird unter gebührender Berücksichtigung der Umweltprobleme verwirk-
licht. In diesem Zusammenhang wird gewährleistet, daß wichtige nationale Umweltschutzmaß-
nahmen respektiert werden.

Der Binnenmarkt ist für das europäische Aufbauwerk von grundlegender Bedeutung, aber
er ist kein Selbstzweck, wie dies bereits in den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates
(Rhodos) im Jahre 1988 hervorgehoben wurde. Er sollte dem Gemeinwohl dienen, entspre-
chend der Tradition des sozialen Fortschritts in der Geschichte Europas. Die Politik der Union
sollte zusammen mit den Politiken der Mitgliedstaaten auf die Bestätigung dieser sozialen Di-
mension gerichtet sein. Nach Auffassung der betroffenen Mitgliedstaaten stellt die im Rat kürz-
lich auf Grund der Bestimmungen des Sozialprotokolls erzielte Einigung über die Unterrich-
tung und Anhörung der Arbeitnehmer in den multinationalen Unternehmen einen bedeutenden
Fortschritt bei der Verwirklichung dieses Ziels dar. Weitere Fortschritte auf dieser Grundlage,
einschließlich Bemühungen um die Vermeidung der sozialen Ausgrenzung, sind in einer im ra-
schen Wandel begriffenen Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung. Der Europäische Rat be-
grüßte ferner das vor kurzem im Rat erzielte Einvernehmen über den Schutz der jungen Arbeit-
nehmer sowie die Errichtung der Agentur für Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz.

Kleine und mittlere Unternehmen leisten einen wichtigen Beitrag zum Wachstum und zur
Schaffung von Arbeitsplätzen, und sie sollten aus all den Möglichkeiten, die der Binnenmarkt
bietet, stärkeren Nutzen ziehen können. Der Europäische Rat hat es begrüßt, daß seine Leitli-
nien für Zinsvergütungen zugunsten der KMU vom Rat umgesetzt worden sind und daß die
Kommission beschlossen hat, für den Zeitraum 1994 bis 1999 einen Betrag in Höhe von 1
Mrd. ECU für eine Gemeinschaftsinitiative bereitzustellen, die die kleinen und mittleren Unter-
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nehmen bei der Anpassung an den Binnenmarkt und an die neuen Wettbewerbsbedingungen
unterstützen soll. Er hat ferner mit Interesse die jüngste Initiative der Kommission für ein inte-
griertes Programm zugunsten der kleinen und mittleren Unternehmen, einschließlich der Maß-
nahme zur Vereinfachung der Rechtsvorschriften und zur Verringerung des Verwaltungsauf-
wands dieser Unternehmen, sowie die Initiative des portugiesischen Premierministers in bezug
auf die lokale Dimension des Binnenmarkts und die Initiativen Irlands in den Bereichen soziale
Partnerschaft und lokale Entwicklung zur Kenntnis genommen. Nach Auffassung des Europäi-
schen Rates eröffnen lokale Entwicklungsinitiativen beträchtliche Möglichkeiten zur Stärkung
des wirtschaftlichen und sozialen Gefüges der Europäischen Union und zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen. Sie bilden einen wesentlichen Bestandteil des im Weißbuch erwähnten neuen Ent-
wicklungsmodells und werden zur Erhaltung der kulturellen Vielfalt innerhalb der Union beitra-
gen. Der Europäische Rat nimmt Kenntnis von der Absicht der Kommission, in dem auf der
Tagung des Europäischen Rates in Essen vorzulegenden Bericht über neue potentielle Beschäf-
tigungsreserven eine ausführliche Bestandsaufnahme der verschiedenen gemeinschaftsweiten
Maßnahmen zur Unterstützung der lokalen Entwicklungs- und Beschäftigungsinitiativen, insbe-
sondere der Maßnahmen zugunsten von Kleinstunternehmen und Handwerksbetrieben, vorzu-
nehmen. Dieser Bestandsaufnahme werden Vorschläge beigefügt, die für erforderlich erachtet
werden, um die Kohärenz und die Wirksamkeit jener Maßnahmen zu erhöhen.

Was die wissenschaftliche und technologische Forschung betrifft, so erwartet der Europäi-
sche Rat, daß der jüngste Beschluß über das ehrgeizige Rahmenprogramm 1994 bis 1998, für
das beträchtliche Mittel bereitgestellt worden sind, unverzüglich durch die Annahme spezifi-
scher Sektorprogramme ausgefüllt wird. In diesem Zusammenhang kommt dem Informations-
sektor und der Biotechnologie besondere Bedeutung zu. Der Europäische Rat ersucht ferner
den Rat, darauf hinzuwirken, daß die gemeinschaftlichen und die nationalen Forschungspoliti-
ken systematischer koordiniert werden, und ersucht die Kommission, alle zweckdienlichen
Initiativen zur Förderung einer solchen Koordinierung zu ergreifen.

Schließlich äußerte der Europäische Rat seine Überzeugung, daß die Beseitigung unnötiger
gesetzlicher und administrativer Auflagen für die Unternehmen und die Vereinfachung der ge-
meinschaftlichen und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften wichtige Aspekte für eine Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft sind. Er begrüßt es, daß die
Kommission sich weiterhin um die Vereinfachung der bestehenden Rechtsvorschriften der Ge-
meinschaft bemüht und bei Vorschlägen für neue Vorschriften eine gründlichere Kosten-Nut-
zen-Analyse durchführen wird. Die Kommission will ferner die Auswirkungen der bestehenden
gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen Rechtsvorschriften auf die Beschäftigungslage und die
Wettbewerbsfähigkeit fortlaufend untersuchen lassen. In diesem Zusammenhang begrüßt es der
Europäische Rat, daß die Kommission zu ihrer Unterstützung eine Gruppe unabhängiger Per-
sönlichkeiten einsetzen wird, und mißt deren Arbeit große Bedeutung bei.

Im Zusammenhang mit dem Subsidiaritätsprinzip begrüßt der Rat die Fortschritte, die die
Kommission bislang bei ihrem Tätigwerden auf der Grundlage des Berichts vom Dezember
1993 erzielt hat, und nimmt die Zusage der Kommission zur Kenntnis, auf der Tagung in
Essen hierüber umfassend Bericht zu erstatten.

3. Transeuropäische Netze in den Bereichen Verkehr, Energie und Umwelt

Der Binnenmarkt wird sämtliche erwarteten positiven Wirkungen zum Vorteil der Bürger und
Unternehmen nur dann entfalten, wenn er sich auf effiziente transeuropäische Netze in den Be-
reichen Verkehr und Energie stützen kann. Der Europäische Rat äußerte seine Genugtuung über
die Arbeit, die die Gruppe unter Leitung von Herrn Christophersen gemäß dem im Dezember
1993 erteilten Mandat bisher geleistet hat.
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Auf der Grundlage des Berichts der Gruppe hat sich der Europäische Rat auf eine erste vor-
rangige Liste mit elf größeren Verkehrsprojekten geeinigt, die in Anlage I wiedergegeben ist.
In bezug auf den Energiesektor hat der Europäische Rat von den in Anlage II aufgeführten
Projekten Kenntnis genommen und die Christophersen-Gruppe ersucht, ihre Beratungen insbe-
sondere mit der Prüfung der Rentabilität dieser Projekte fortzusetzen. Die beteiligten Mitglied-
staaten werden ersucht, alles daranzusetzen, daß alle Verkehrsprojekte, deren Vorbereitung ge-
nügend weit vorangeschritten ist, sofort in Angriff genommen werden und daß die anderen Pro-
jekte so weit wie möglich durch Beschleunigung der Verwaltungs- und Rechtsetzungsverfahren
spätestens im Laufe des Jahres 1996 eingeleitet werden. Der Europäische Rat ersucht die Kom-
mission, in diesem Zusammenhang alle zweckdienlichen Initiativen zu ergreifen und gegebe-
nenfalls Projektseminare durchzuführen, die zur Koordinierung der Tätigkeiten aller beteiligten
Parteien dienen sollen.

Der Europäische Rat mißt den anderen wichtigen Verkehrsprojekten, die in dem Zwischen-
bericht aufgeführt sind, gleichfalls Bedeutung bei.

Der Europäische Rat ersucht die Christophersen-Gruppe, ihre Arbeit zusammen mit den
Vertretern der Beitritts Staaten auf der Grundlage des im Bericht der Gruppe vorgeschlagenen
Mandats fortzuführen, dabei die Ausweitung der transeuropäischen Netze auf Nachbarländer
(insbesondere auf Länder Mittel- und Osteuropas sowie des Mittelmeerraums) eingehender zu
prüfen und einen Schlußbericht für die Tagung des Europäischen Rates in Essen auszuarbeiten.
Er fordert die Christophersen-Gruppe ferner auf, die Frage der für den Umweltbereich relevan-
ten Netze zu prüfen.

Hinsichtlich der Finanzierung der Netze bekräftigt der Europäische Rat, daß erforderlichen-
falls Maßnahmen ergriffen werden, damit vorrangige Projekte nicht auf finanzielle Hindernisse
stoßen, die ihre Durchführung gefährden würden. Er nahm die Schlußfolgerungen des Rates
„Wirtschafts- und Finanzfragen" und die von der Kommission durchgeführten Untersuchungen
zur Kenntnis. Dieser Themenkomplex wird in der Christophersen-Gruppe und im Rat „Wirt-
schafts- und Finanzfragen" bis zur Tagung des Europäischen Rates weitergeprüft, wobei den
besonderen Merkmalen der einzelnen Projekte, der führenden Rolle privater Finanzierung und
der umsichtigen Verwendung vorhandener Gemeinschaftsmittel Rechnung getragen wird.

Der Rat wird in Kenntnis gesetzt, falls sich herausstellt, daß die Verwirklichung bestimmter
Projekte aus finanziellen Gründen in Verbindung mit einer unzureichenden Rentabilität, die
beispielsweise auf die Investitionsdauer oder auf Umweltzwänge zurückzuführen ist, gefährdet
ist. Der Rat wird in diesen Fällen zusammen mit der Kommission und der EIB umgehend ge-
eignete Lösungen innerhalb der durch die Finanzielle Vorausschau gesetzten Grenzen prüfen.

4. Informationsgesellschaft

Der Europäische Rat nahm Kenntnis von dem Bericht der Gruppe führender Persönlichkeiten
aus der Industrie und aus Wirtschafts- und Benutzerkreisen, die die verschiedenen Aspekte die-
ser Frage unter dem Vorsitz von Herrn Bangemann geprüft haben. Der Europäische Rat ist der
Auffassung, daß die derzeitige beispiellose technologische Revolution im Informationsbereich
weitreichende Möglichkeiten für den wirtschaftlichen Fortschritt, die Beschäftigung und die Le-
bensqualität eröffnet, aber gleichzeitig auch eine große Herausforderung darstellt. Es ist in er-
ster Linie Sache der Privatwirtschaft, sich dieser Herausforderung zu stellen, indem sie das,
was auf dem Spiele steht, einer Bewertung unterzieht und insbesondere in bezug auf die Finan-
zierung die erforderlichen Initiativen ergreift. Der Europäische Rat ist wie die Kommission der
Ansicht, daß die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten jedoch eine wichtige Rolle zu spielen
haben, indem sie diese Entwicklung durch politische Impulse abstützen, einen klaren und stabi-
len rechtlichen Rahmen (insbesondere in bezug auf den Marktzugang, die Kompatibilität zwi-
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sehen Netzen, das geistige Eigentum, den Datenschutz und das Urheberrecht) schaffen und in
Bereichen, die unter ihre Zuständigkeit fallen, beispielgebend vorangehen. Der Europäische Rat
stimmte in allgemeiner Hinsicht den von der Gruppe aufgezeigten Anwendungsbereichen zu
(Telearbeit, Fernunterricht, Netze für Universitäten und Forschungszentren, Telematikdienstlei-
stungen für KMU, Straßenverkehrsmanagement, Luftverkehrskontrolle, Gesundheitsfürsorgenet-
ze, elektronische Ausschreibungen, Netze zwischen Verwaltungen und urbane Datenschnell-
straßen). Auch die Bedeutung der sprachlichen und kulturellen Aspekte der Informationsgesell-
schaft wurde vom Europäischen Rat hervorgehoben.

Der Europäische Rat vertritt nach Kenntnisnahme von den Feststellungen der Bangemann-
Gruppe die Auffassung, daß die Bedeutung und Komplexität der durch die neue Informations-
gesellschaft aufgeworfenen Fragen die Schaffung einer ständigen Koordinierungseinrichtung
rechtfertigen, die sicherstellen soll, daß die verschiedenen - öffentlichen und privaten - Par-
teien in dieselbe Richtung arbeiten. Für diese Koordinierungseinrichtung, die so rasch wie mög-
lich zu schaffen ist, sollte in jedem Mitgliedstaat eine Person benannt werden, die auf Minister-
ebene für die Koordinierung aller Aspekte dieser Frage (politischer, finanzieller und rechtlicher
Art) verantwortlich ist, so daß unter anderem auch ein koordiniertes Vorgehen im Rat sicherge-
stellt wird. Die Kommission würde entsprechend vorgehen.

Auf Gemeinschaftsebene muß so rasch wie möglich der erforderliche rechtliche Rahmen
geschaffen werden. Der Europäische Rat ersucht den Rat und das Europäische Parlament, vor
Jahresende Maßnahmen in den Bereichen zu ergreifen, die bereits durch bestehende Vorschläge
abgedeckt werden. Er ersucht ferner die Kommission, möglichst rasch ein Programm aufzustel-
len, in dem die übrigen auf Gemeinschaftsebene nötigen Maßnahmen erfaßt sind.

Der Europäische Rat wird auf seiner Tagung in Essen eine Bewertung der erzielten Fort-
schritte vornehmen.

5. Makroökonomische Rahmenbedingungen

In bezug auf die wichtigsten wirtschaftlichen Entwicklungen stellt der Europäische Rat in erster
Linie fest, daß sich alle Mitgliedstaaten weitgehend an die vom Europäischen Rat im Dezember
1993 festgelegten Leitlinien gehalten haben. Eine rückläufige Inflation, die Rückkehr zu stabi-
len Wechselkursen und eine einsetzende Verringerung der öffentlichen Defizite schaffen eine
solide Grundlage für künftiges Wachstum und begünstigen die Konvergenz der Volkswirtschaf-
ten in Richtung auf die im Vertrag von Maastricht für die Endstufe der EWU festgelegten
Kriterien. Diese Anstrengungen müssen fortgesetzt werden, um den Rückgang der kurzfristigen
Zinssätze zu konsolidieren und den jüngsten Aufwärtstrend bei den langfristigen Zinssätzen
umzukehren; alle diese Maßnahmen sind wesentliche Voraussetzungen für eine Ankurbelung
der Investitionstätigkeit und die Schaffung von Arbeitsplätzen.

Aus allen diesen Gründen unterstützt der Europäische Rat die Grundzüge der Wirtschafts-
politik, die in dem vom Rat „Wirtschafts- und Finanzfragen" gemäß Artikel 103 des EG-
Vertrags vorgelegten Bericht aufgezeigt sind. Er ersucht den Rat, die Grundzüge im Lichte der
Schlußfolgerungen dieser Tagung des Europäischen Rates zur allgemeinen Umsetzung des
Weißbuchs fertigzustellen.

//. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

A. Beziehungen zu den Ländern des Mittelmeerraumes

Der Europäische Rat bekräftigt die Bedeutung, die er den bereits bestehenden engen Bindungen
zu seinen Partnern im Mittelmeerraum beimißt, und bestätigt seinen Wunsch, diese weiterzuent-
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wickeln, so daß sich der Mittelmeerraum zu einer Region der Zusammenarbeit entwickeln
kann, die Frieden, Sicherheit, Stabilität und Wohlstand garantiert.

Der Europäische Rat begrüßt die Fortschritte bei den gegenwärtigen Verhandlungen mit
Israel über den Abschluß eines neuen Abkommens, das einen umfassenderen Anwendungsbe-
reich als die Abkommen von 1975 haben soll und eine engere Beziehung zwischen den Par-
teien auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und des gemeinsamen Interesses vorsieht. Dieses
neue Abkommen sollte seiner Ansicht nach durch ein gesondertes Abkommen über wissen-
schaftliche und technologische Zusammenarbeit ergänzt werden. Der Europäische Rat ersucht
ferner den Rat und die Kommission, alles zu tun, damit diese beiden Abkommen bis zum Jah-
resende fertiggestellt werden können.

Diese neuen vertraglichen Bindungen werden nach Ansicht des Europäischen Rates durch
die Entwicklung der regionalen Zusammenarbeit, die Israel und die palästinensische Seite ein-
bezieht, gestärkt werden.

Der Europäische Rat nimmt die Fortschritte bei den Verhandlungen mit Marokko und
Tunesien über neue Partnerschaftsabkommen mit Befriedigung zur Kenntnis. Er ersucht den
Rat und die Kommission, alles zu unternehmen, damit die Verhandlungen bis zum Jahresende
abgeschlossen werden.

Der Europäische Rat begrüßt ferner die Aufnahme von Sondierungsgesprächen zwischen
der Kommission und den ägyptischen Behörden über ein neues Partnerschaftsabkommen.

Der Europäische Rat bringt den Wunsch der Europäischen Union zum Ausdruck, die mit
den Maschrik-Ländern bestehenden Kooperationsbeziehungen weiterzuentwickeln, wobei die
spezifische Lage in den einzelnen Ländern zu berücksichtigen ist.

Der Europäische Rat verfolgt aufmerksam die Lage in Algerien. Er verurteilt alle Terroran-
schläge und Menschenrechtsverletzungen sowohl gegen Algerier als auch gegen Ausländer.

Der Europäische Rat ermutigt Algerien, mit Entschlossenheit den nationalen Dialog und die
Strukturreformen fortzusetzen, die für die Liberalisierung der algerischen Wirtschaft und ihre
bessere Integration in die Weltwirtschaft unerläßlich sind. Der Europäische Rat nimmt mit Be-
friedigung den jüngsten Beschluß des Rates „Wirtschafts- und Finanzfragen" zur Kenntnis,
einen Vorschlag für eine weitere Finanzhilfe in Höhe von 200 Mill. ECU wohlwollend zu
prüfen, die allerdings von Algeriens weiterer Durchführung seines IWF-Programms und dem
Standpunkt des Kreditgarantiefonds abhängig gemacht wird. Angesichts der besonderen Bedeu-
tung dieser Frage ersucht der Europäische Rat den Rat „Wirtschafts- und Finanzfragen", einen
entsprechenden Vorschlag der Kommission sehr bald zu prüfen.

Der Europäische Rat hofft, daß sich die interne Lage in Algerien verbessert, so daß sich die
Beziehungen zu Algerien im Rahmen dieses neuen, auf Partnerschaft gestützten Konzepts ent-
wickeln können.

Der Europäische Rat betont, daß es für alle Partner im Mittelmeerraum von Nutzen ist, die
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Probleme, für die im Rahmen der regionalen Zusam-
menarbeit besser nach Lösungen gesucht werden kann, gemeinsam zu erörtern. Der Europäi-
sche Rat hat den Rat beauftragt, zusammen mit der Kommission die globale Politik der Euro-
päischen Union im Mittelmeerraum sowie mögliche Initiativen zur kurz- und mittelfristigen In-
tensivierung dieser Politik zu bewerten und dabei die Möglichkeit der Einberufung einer Kon-
ferenz der Europäischen Union und ihrer Partner im Mittelmeerraum zu berücksichtigen.

Diese Bewertung soll das Terrain für Beschlüsse des Europäischen Rates in Essen vorberei-
ten.
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B. Beitrittswillige Länder

Der Europäische Rat begrüßt die bedeutenden Fortschritte, die in bezug auf den Antrag
Zyperns und Maltas auf Beitritt zur Europäischen Union erzielt wurden, und ist der Ansicht,
daß eine wesentliche Phase des Vorbereitungsprozesses als abgeschlossen betrachtet werden
kann.

Der Europäische Rat ersucht den Rat und die Kommission, alles zu tun, damit die Verhand-
lungen mit Malta und Zypern über die vierten Finanzprotokolle, mit denen insbesondere die
Bemühungen Maltas und Zyperns um bessere Voraussetzungen für die Integration in die Euro-
päische Union unterstützt werden sollen, zu einem raschen Abschluß gebracht werden können.

Der Europäische Rat stellt fest, daß die nächste Erweiterungsphase der Union unter diesen
Bedingungen Zypern und Malta umfassen wird.

Der Europäische Rat verweist auf die einschlägigen Beschlüsse des Rates vom 4. Oktober
1993, 18. April 1994 und 13. Juni 1994 und bekräftigt erneut, daß jedwede Lösung der
Zypern-Frage die Souveränität, Unabhängigkeit, territoriale Unversehrtheit und Einheit des
Landes in Übereinstimmung mit den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen und
den Vereinbarungen auf hoher Ebene respektieren muß.

Der Europäische Rat begrüßt es, daß die Europa-Abkommen mit Ungarn und Polen nun-
mehr in Kraft getreten sind und daß bereits die ersten Tagungen des Assoziationsrates auf
Ministerebene mit diesen Ländern stattgefunden haben.

Der Europäische Rat nimmt mit Befriedigung zur Kenntnis, daß Ungarn und Polen am 31.
März bzw. 4. April ihre Anträge auf Beitritt zur Europäischen Union gestellt haben. Er ver-
weist in diesem Zusammenhang auf die Beschlüsse des Rates, wonach die beiden Anträge der
Kommission zuzuleiten sind, damit sie ihre Stellungnahmen ausarbeiten kann.

In bezug auf die Türkei stellt der Europäische Rat fest, daß der Assoziationsrat EG-Türkei
zusammentritt, um insbesondere die Vollendung der im Assoziierungsabkommen von 1964 vor-
gesehenen Zollunion zu erörtern.

C. Friedensprozeß im Nahen Osten

Der Europäische Rat begrüßt ausdrücklich das von Israel und der PLO am 4. Mai 1994 in
Kairo geschlossene Abkommen, das einen wichtigen Schritt auf dem Weg zur vollständigen
Umsetzung der Grundsatzerklärung darstellt. Er würdigt die Entschlossenheit beider Seiten,
einen gerechten, dauerhaften und umfassenden Frieden in der Region herbeizuführen. Der
Europäische Rat begrüßt den von Mitgliedstaaten der Europäischen Union bereits geleisteten
Beitrag zur zeitweiligen internationalen Präsenz in Hebron.

Der Europäische Rat sieht erwartungsvoll der Einsetzung der palästinensischen Selbstver-
waltung im Gazastreifen und in Jericho entgegen, deren Befugnisse möglichst rasch auf den
Rest der besetzten Gebiete ausgedehnt werden sollten. Unter Hinweis auf die vom Rat am 19.
April verabschiedete gemeinsame Aktion zur Unterstützung des Friedensprozesses im Nahen
Osten begrüßt der Europäische Rat die Schaffung einer palästinensischen Polizei und bekräftigt
den Willen der Union, auch weiterhin Hilfe zu leisten, damit der Friedensprozeß zu einem er-
folgreichen Abschluß gebracht wird.

D. Mittel- und Osteuropa

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom Juni 1993 in Kopenhagen beschlossen, daß
die assoziierten Länder Mittel- und Osteuropas Mitglieder der Europäischen Union werden
können, sofern sie dies wünschen und sobald sie in der Lage sind, die entsprechenden Ver-
pflichtungen zu erfüllen.
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Die Europa-Abkommen und die in Kopenhagen gefaßten Beschlüsse bilden die Grundlage
für den Ausbau der Beziehungen und für die Schaffung des Rahmens, innerhalb dessen diese
Voraussetzungen erfüllt werden können. Die weitere Durchführung dieser Abkommen und Be-
schlüsse ist eine wesentliche Voraussetzung für den Beitritt: nunmehr gilt es, in diesem Kon-
text sämtliche Möglichkeiten im Hinblick auf die Vorbereitung des Beitritts zu nutzen. Der
Europäische Rat verweist auf die Bedeutung der Beschlüsse des Rates vom 7. März 1994 über
den politischen Dialog, deren uneingeschränkte und effektive Durchführung Vorrang haben
muß.

Der Europäische Rat ersucht die Kommission, so bald wie möglich konkrete Vorschläge für
die weitere Durchführung der Europa-Abkommen und der vom Europäischen Rat in Kopen-
hagen gefaßten Beschlüsse zu unterbreiten. Der Europäische Rat ersucht ferner den Vorsitz und
die Kommission, ihm auf seiner nächsten Tagung über die auf dieser Grundlage erzielten Fort-
schritte, über den Annäherungsprozeß seit der Tagung des Europäischen Rates in Kopenhagen
sowie über die im Hinblick auf die Vorbereitung des Beitritts zu verfolgende Strategie Bericht
zu erstatten.

Dies wird durch die Entwicklung gutnachbarlicher Beziehungen im Rahmen des Stabilitäts-
paktes begünstigt werden.

Die institutionellen Voraussetzungen für ein reibungsloses Funktionieren der Union müssen
auf der Regierungskonferenz im Jahre 1996 geschaffen werden, die zu diesem Zweck vor Auf-
nahme der Beitrittsverhandlungen stattfinden muß.

Die Union und ihre Mitgliedstaaten werden weiterhin Kontakte zu Slowenien unterhalten,
um die bestmöglichen Voraussetzungen für eine verstärkte Zusammenarbeit mit diesem Land
zu schaffen. Der Rat wird einstweilen die Prüfung des Entwurfs eines Verhandlungsmandats
für ein Europa-Abkommen fortsetzen.

Der Europäische Rat begrüßt es, daß sich die Verhandlungen mit den baltischen Staaten
über die Schaffung von Freihandelszonen dem Abschluß nähern, und bekräftigt, daß die Union
weiterhin das Ziel verfolgt, mit diesen Ländern Europa-Abkommen zu schließen, die ihnen den
Weg zu einem späteren Beitritt ebnen werden.

Der Europäische Rat erwartet, daß Rußland den Abzug seiner Truppen aus Lettland und
Estland im Einklang mit seinen früheren Zusagen bis zum 31. August 1994 abschließen wird.

Der Europäische Rat mißt der Schaffung eines Rechtsrahmens in den baltischen Staaten,
der unter anderem mit den Empfehlungen des Hohen Kommissars der KSZE und des Europa-
rates im Einklang stehen sollte, große Bedeutung bei. Er hat mit Besorgnis zur Kenntnis ge-
nommen, daß das lettische Parlament ein mit diesen Empfehlungen nicht zu vereinbarendes
Staatsbürgerschaftsgesetz verabschiedet hat, und hofft, daß der Gesetzesentwurf nochmals über-
dacht wird.

E. Stabilitätspakt

Der Europäische Rat begrüßt es, daß auf der Pariser Eröffnungskonferenz die Schlußdokumente
angenommen worden sind, mit denen der Prozeß, der zum Abschluß eines Stabilitätspaktes in
Europa führen soll, in Gang gesetzt wird.

Der Europäische Rat ruft die betroffenen Länder auf, die von ihnen auf der Eröffnungskon-
ferenz eingegangenen Verpflichtungen nun in vollem Umfang umzusetzen, und sieht der baldi-
gen Einberufung der Gespräche am runden Tisch erwartungsvoll entgegen. Die Europäische
Union bekräftigt ihrerseits die Bereitschaft, ihr wirtschaftliches und finanzielles Instrumenta-
rium als Beitrag zum Erfolg dieses Unterfangens einzusetzen.
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F. Ruanda

Der Europäische Rat gibt seinem Entsetzen über den Völkermord in Ruanda Ausdruck. Die
Verantwortlichen sollten vor Gericht zur Rechenschaft gezogen werden. Der Europäische Rat
fordert alle Konfliktparteien dringend auf, dem blindwütigen Töten von Zivilisten ein Ende zu
setzen und zu Gesprächen über Frieden und Sicherheit für alle auf der Grundlage des Arusha-
Abkommens an den Verhandlungstisch zurückzukehren.

Er begrüßt es insbesondere, daß der Sicherheitsrat die Resolution 929 verabschiedet hat, in
der er bis zur Ankunft des verstärkten UNAMIR-Kontingents eine befristete Operation zum
Schutz von Vertriebenen, Flüchtlingen und gefährdeten Zivilisten in Ruanda genehmigt. Der
Europäische Rat begrüßt den Beschluß der Westeuropäischen Union vom 21. Juni 1994, die
Bemühungen ihrer Mitgliedstaaten, die sich bereit erklärt haben, zu dieser Operation beizutra-
gen, durch die Koordinierung ihrer Beiträge zu unterstützen.

Der Europäische Rat würdigt den Einsatz der afrikanischen Länder, die eine so große Zahl
von Flüchtlingen aufgenommen haben und zur politischen Lösung dieses Konflikts beitragen.
Die Europäische Union wird ihrerseits die humanitäre Hilfe fortsetzen und aufstocken.

G. Südliches Afrika

Der Europäische Rat würdigt ganz besonders die Art und Weise, in der sich Südafrika durch
Mäßigung und nationale Aussöhnung entschlossen dem Übergang zur Demokratie verpflichtet
hat. Er begrüßt den Beginn der Wiedereingliederung dieses Landes in seine Region und in die
weltweite Völkergemeinschaft und gibt auch die Zusage, die Regierung dieses neuen Südafrika
bei ihren Bemühungen, den Bedürfnissen und berechtigten Erwartungen aller von ihr nunmehr
vertretenen Bürger gerecht zu werden, zu unterstützen.

Der Europäische Rat bestätigt seine Absicht, zwischen der Europäischen Union und Süd-
afrika vertragliche Beziehungen herzustellen, um die wirtschaftliche Entwicklung, die Handels-
beziehungen und den politischen Dialog mit Südafrika zu fördern.

Der Europäische Rat wird auch die politische Stabilisierung und die wirtschaftliche Ent-
wicklung im südlichen Afrika insgesamt unterstützen. In diesem Zusammenhang erinnert der
Europäische Rat an den Beschluß, am 5. und 6. September 1994 in Berlin zusammen mit den
Mitgliedstaaten der SADC und Südafrika eine Ministerkonferenz abzuhalten.

Der Europäische Rat begrüßt die erheblichen Fortschritte beim Friedensprozeß in Mosam-
bik, die es unter anderem ermöglicht haben, für den 27. und 28. Oktober 1994 allgemeine
Wahlen anzuberaumen. Er ersucht den Rat, weitere Möglichkeiten zur Förderung des Friedens-
prozesses, insbesondere hinsichtlich der Unterstützung bei der Durchführung von Wahlen, zu
prüfen.

Der Europäische Rat appelliert sowohl an die Regierung Mosambiks als auch an die
RENAMO, ihre Zusagen bezüglich des Prozesses der nationalen Aussöhnung einzuhalten.

H. Beziehungen zu den AKP-Staaten

Der Europäische Rat bekräftigt, daß er sich der Zusammenarbeit mit den Ländern in Afrika, im
karibischen Raum und im Pazifischen Ozean, die sich Herausforderungen nie dagewesenen
Ausmaßes gegenübersehen, weiterhin verpflichtet fühlt. Er sagt zu, ihnen bei ihren Bemühun-
gen um wirtschaftliche und politische Reformen zur Seite zu stehen. Die Halbzeitüberprüfung
des Abkommens von Lome IV, die bis zum 1. März 1995 zur Revision einiger Bestimmungen
des Abkommens und zur Erstellung des nächsten Finanzprotokolls führen soll, muß der Anlaß
sein, das Engagement der Europäischen Union gegenüber den AKP-Staaten zu bekräftigen.
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I. Ukraine
Der Europäische Rat begrüßt die Unterzeichnung des Partnerschafts- und Kooperationsabkom-
mens mit der Ukraine, das dazu beitragen wird, den Weg zur Entwicklung umfassender und
nutzbringender Kooperationsbeziehungen zwischen der Ukraine und der Europäischen Union
zu ebnen.

Der Europäische Rat bekräftigt sein Eintreten für die Unabhängigkeit, Souveränität und
territoriale Unversehrtheit der Ukraine, für die Konsolidierung der demokratischen Institutionen
und für die Vollendung der marktorientierten Wirtschaftsreformen. Der Europäische Rat betont
in diesem Zusammenhang, daß ein Erfolg weitgehend von der unveränderten Entschlossenheit
und Fähigkeit der ukrainischen Behörden abhängen wird, den Prozeß wirtschaftlicher und poli-
tischer Reformen voranzutreiben.

Die Europäische Union begrüßt die von der Ukraine bereits unternommenen Schritte in
Richtung auf eine uneingeschränkte Durchführung der Abrüstungsübereinkünfte im nuklearen
und konventionellen Bereich und appelliert an die Ukraine, den Nichtverbreitungsvertrag bald
als Nichtkernwaffenstaat zu ratifizieren.

Der Europäische Rat fordert den Rat auf, die Formulierung einer Gesamtpolitik gegenüber
der Ukraine fortzusetzen. Bei der Ausarbeitung einer solchen Politik, die die gesamte Palette
der im Rahmen des Vertrags über die Europäische Union verfügbaren Instrumente, einschließ-
lich etwaiger gemeinsamer Maßnahmen, nutzt, sollte der Rat die nachstehenden allgemeinen
Leitlinien befolgen:
- nachhaltige Unterstützung für die Konsolidierung demokratischer Institutionen, die Achtung

der Menschenrechte und die Vollendung der marktorientierten Wirtschaftsreformen;
- Förderung gutnachbarlicher Beziehungen zwischen der Ukraine und ihren Nachbarstaaten;
- Zusammenarbeit mit der Ukraine in multilateralen Gremien zur Förderung regionaler und

internationaler Stabilität und zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten;
- Unterstützung für die vollständige Durchführung von Abrüstungsübereinkünften im nuklea-

ren und im konventionellen Bereich;
- Annahme international akzeptierter Normen nuklearer Sicherheit durch die Ukraine im Rah-

men einer Gesamtenergiepolitik.
Der Europäische Rat äußert seine Besorgnis im Zusammenhang mit der globalen Frage der
nuklearen Sicherheit in der Ukraine. Der Europäische Rat empfiehlt im besonderen, daß das
Kernkraftwerk von Tschernobyl möglichst bald endgültig stillgelegt wird. Diese Stillegung
sollte durch eine kombinierte Durchführung folgender Maßnahmen vorgenommen werden:
- sofortige und endgültige Schließung der Reaktoren 1 und 2 von Tschernobyl sowie mög-

lichst baldige Schließung des Reaktors 3 und als Kompensation hierfür Fertigstellung der
im Bau befindlichen Reaktoren von Saporoshje, Rovno und Chmelnitosky sowie Anpassung
an adäquate Sicherheitsnormen;

- sofortige strukturelle Reform des Energiesektors in der Ukraine, einschließlich einer effekti-
ven Tarifierungs- und Preispolitik, und Maßnahmen zur Förderung von Energieeinsparun-
gen sowie Entwicklung alternativer Energiequellen;

- sofortige und entschlossene Anstrengungen zur Verschärfung und Nachbesserung der Bau-
und Betriebsnormen zur Gewährleistung der nuklearen Sicherheit mit dem Ziel, einen Stan-
dard zu erreichen, der den in der Europäischen Union geltenden Normen entspricht. Die
Verwirklichung dieses Ziels sollte durch unabhängige Inspektoren überwacht werden;

- Ratifizierung des Wiener Übereinkommens über die Haftung auf dem Gebiet der Kern-
energie.

Die Europäische Union wünscht, mit der Ukraine ein Abkommen über dieses Maßnahmenbün-
del im Bereich der nuklearen Sicherheit zu schließen, und ist bereit, substantielle Hilfe im Rah-
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men eines umfassenden Plans bereitzustellen, der mit ihren Partnern auf dem bevorstehenden
G 7-Gipfel zu erörtern sein wird. Dieser Plan wird auch finanzielle Bemühungen der Völkerge-
meinschaft, einschließlich der internationalen Finanzierungsinstitutionen, beinhalten. Die Euro-
päische Union ist ihrerseits bereit, 400 Mill. ECU in Form von EURATOM-Anleihen und dar-
über hinaus 100 Mill. ECU über einen Dreijahreszeitraum im Rahmen des TACIS-Programms
für diesen Plan bereitzustellen.

Schließlich bringt die Europäische Union nachdrücklich ihre Hoffnung zum Ausdruck, daß
sich der nächste G 7-Gipfel in Neapel darauf einigen wird, der Ukraine vorzuschlagen, gemein-
same Anstrengungen zur Stärkung des Reformprozesses insbesondere im Bereich der nuklearen
Sicherheit zu unternehmen.

J. Nordkorea

Der Europäische Rat ist tief besorgt darüber, daß die Demokratische Volksrepublik Korea die
IAEO-Inspektoren sehr wichtige Inspektionstätigkeiten nicht zum Abschluß bringen ließ und es
damit unmöglich gemacht hat, zu ermitteln, ob Plutonium für andere als friedliche Zwecke ab-
gezweigt wurde. Die Demokratische Volksrepublik Korea verstößt durch ihre fortgesetzte Miß-
achtung des zwischen ihr und der IAEO geschlossenen Sicherungsabkommens gegen ihre völ-
kerrechtlichen Verpflichtungen.

Der Europäische Rat betrachtet die Verbreitung von Kernwaffen als eine ernste Bedrohung
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit und erinnert daran, daß er sich schon seit
langem den Zielen des Nichtverbreitungsvertrags verpflichtet fühlt. Der Europäische Rat fordert
die Demokratische Volksrepublik Korea erneut auf, ihre internationalen Verpflichtungen anzu-
erkennen und zu erfüllen, und bekräftigt, daß die Aussichten auf bessere gegenseitige Bezie-
hungen erheblich gefördert würden, wenn die Besorgnis über die nuklearen Tätigkeiten dieses
Landes verringert werden könnte. Er hofft, daß die laufenden Kontakte mit Nordkorea rasch zu
einer zufriedenstellenden Lösung führen.

K. Lateinamerika

Der Europäische Rat bekräftigt, daß er seinen Beziehungen zu den lateinamerikanischen Län-
dern und ihren regionalen Zusammenschlüssen große Bedeutung beimißt. Er äußert seine Ge-
nugtuung über die Fortschritte, die in bezug auf Demokratie und Achtung der Menschenrechte,
Frieden und Abrüstung sowie Wirtschaftsreformen und regionale Integration erzielt worden sind.

In diesem Zusammenhang begrüßt der Europäische Rat den Beitritt Mexikos zur OECD
und verleiht dem Wunsch Ausdruck, seine politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zu
diesem Land auszubauen. Er bestätigt ferner, daß die Europäische Union beabsichtigt, ihre Be-
ziehungen zu Mercosur auszubauen. Der Europäische Rat fordert den Ministerrat und die Kom-
mission auf, diese Fragen weiter zu verfolgen.

L. Leitlinien für eine gemeinsame Aktion zur Vorbereitung der für 1995 geplanten Konferenz
der Vertragsparteien des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen

Der Europäische Rat erinnert an sein in seiner Dubliner Erklärung von 1990 zum Ausdruck ge-
brachtes nachdrückliches und vorbehaltloses Eintreten für das Ziel der Nichtverbreitung von
Kernwaffen, an den ihm 1992 in Lissabon unterbreiteten Bericht über die Gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik sowie an den ihm 1992 in Edinburgh vorgelegten Bericht über die Ent-
wicklung der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik in Sicherheitsfragen und kommt über-
ein, zur Vorbereitung der für 1995 vorgesehenen Konferenz der Vertragsparteien des Vertrags
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen (NW) eine gemeinsame Aktion zu beschließen.
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Die gemeinsame Aktion sollte auf der Grundlage folgender Leitlinien vorbereitet werden:
- Grundlage für die gemeinsame Aktion ist der Konsens unter den Partnern, daß der N W

unbegrenzt und bedingungslos verlängert werden sollte.
- Es müssen gemeinsame Anstrengungen unternommen werden, um die Vertrauensparteien

des N W , die diese Überzeugung vielleicht nicht teilen, für diese Zielsetzung zu gewinnen.
- Das Ziel der Universalität des N W macht gemeinsame Anstrengungen erforderlich, um die

Staaten, die noch nicht Vertragsparteien sind, zu einem Beitritt nach Möglichkeit vor 1995
zu bewegen sowie die beitrittswilligen Staaten bei der Beschleunigung ihres Beitritts zu
unterstützen.

- Zur Verbesserung der Aussichten für einen erfolgreichen Abschluß der NW-Konferenz
1995 müssen Demarchen unternommen werden, um
- die Teilnahme an den noch bevorstehenden zwei Sitzungen des Vorbereitungsausschus-

ses in Genf und New York sowie an der Konferenz 1995 selbst zu fördern,
- dem Konsens hinsichtlich des Ziels einer unbegrenzten und bedingungslosen Verlän-

gerung des N W eine breitere Grundlage zu verschaffen.

M. Ehemaliges Jugoslawien

Der Europäische Rat ist tief besorgt über das Andauern des Konflikts im ehemaligen Jugo-
slawien und vor allem in Bosnien und Herzegowina.

Am 13. Mai hat die Europäische Union zusammen mit Rußland und den Vereinigten Staa-
ten in Genf ihrer Entschlossenheit Ausdruck gegeben, zusammenzuarbeiten, damit der bosni-
sche Konflikt bald und dauerhaft auf dem Verhandlungswege beigelegt wird. Die Arbeit der
Kontaktgruppe befindet sich nun in einer entscheidenden Phase. Der Europäische Rat äußert
die Erwartung, daß die beteiligten Parteien den erforderlichen politischen Willen zeigen, um so
rasch wie möglich eine Beilegung des Konflikts zu erreichen.

Der Europäische Rat fordert die bosnischen Parteien dringend auf, auf dem Waffenstill-
standsabkommen vom 8. Juni 1994 aufzubauen. Dies ist jedoch nur ein erster Schritt hin zu
einer vollständigen Einstellung der Feindseligkeiten, die unabdingbar ist, damit Verhandlungs-
fortschritte erzielt werden können. Der Europäische Rat tritt für eine Lösung ein, nach der
Bosnien und Herzegowina innerhalb ihrer international anerkannten Grenzen als eine Union be-
stehenbleiben und bei der zugleich verfassungsmäßige Regelungen vorgesehen werden, mit de-
nen das Verhältnis zwischen der bosnisch-kroatischen Gebietseinheit und der Gebietseinheit der
bosnischen Serben auf der Grundlage einer Gebietsvereinbarung so festgelegt wird, daß der
bosnisch-kroatischen Seite 51 Prozent und den bosnischen Serben 49 Prozent des Gebietes zu-
geteilt werden.

Der Europäische Rat begrüßt die Fortschritte, die bei der Aussöhnung zwischen Bosniern
und bosnischen Kroaten auf der Grundlage der Vereinbarungen zur Schaffung einer bosnisch-
kroatischen Föderation gemacht wurden. Die Europäische Union ist auf das Ersuchen eingegan-
gen, für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren die Verwaltung von Mostar zu übernehmen.
Der Europäische Rat begrüßt die Bereitschaft der WEU, durch ein Polizeikontingent zu dieser
Verwaltung beizutragen. Der Europäische Rat appelliert an die betroffenen Parteien, die Ver-
einbarung zu billigen und damit den Weg für die Unterzeichnung unverzüglich frei zu machen.
Die rasche Einrichtung der EU-Verwaltung ist ein wichtiger Schritt in Richtung auf die Stabili-
sierung der Lage in Bosnien. In diesem Zusammenhang bekräftigt der Europäische Rat, daß die
Europäische Union bereit ist, zum Prozeß der Normalisierung des Lebens, der Rückkehr der
Flüchtlinge und des Wiederaufbaus in Bosnien-Herzegowina im Rahmen der Bemühungen der
Völkergemeinschaft beizutragen.
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Der Europäische Rat bringt seine Enttäuschung darüber zum Ausdruck, daß die Zusammen-
kunft zwischen der kroatischen Regierung und den Krajina-Serben in Plitvice abgesagt wurde.
Der Rat fordert zu einer baldigen Wiederaufnahme der Gespräche auf und appelliert an die
Serben, die erforderliche Flexibilität zu zeigen, damit in den Schutzzonen der Vereinten Natio-
nen eine Lösung gemäß dem Aktionsplan der Europäischen Union herbeigeführt werden kann.

///. Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres

1. Rassismus und Fremdenfeindlichkeit

Der Europäische Rat verurteilt die anhaltenden Manifestationen von Intoleranz, Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit und bekräftigt seine Entschlossenheit, diese Erscheinungen verstärkt zu
bekämpfen.

Er begrüßt die deutsch-französische Initiative gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit,
in der insbesondere folgendes vorgeschlagen wird:
- Einsetzung einer Beratenden Kommission, die sich aus herausragenden Persönlichkeiten

zusammensetzt, deren Aufgabe es ist, Empfehlungen für die Zusammenarbeit zwischen den
Regierungen und den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zu Förderung von Toleranz
und Verständnis gegenüber Ausländern abzugeben;

- Entwicklung einer umfassenden Strategie auf Unionsebene zur Bekämpfung rassistischer
und fremdenfeindlicher Gewalthandlungen;

- Einführung von Ausbildungsmaßnahmen für Bedienstete in denjenigen Abteilungen der
nationalen Verwaltungen, die mit diesen Phänomenen besonders befaßt sind.

Der Europäische Rat ersucht den Rat „Allgemeine Angelegenheiten", Aufgabe, Zusammenset-
zung und Status der in der deutsch-französischen Initiative vorgeschlagenen Beratenden Kom-
mission zu prüfen und dem Europäischen Rat in Essen über die Zwischenergebnisse der Arbeit
dieser Kommission Bericht zu erstatten. Er ersucht die Minister für Justiz und Inneres, auf der
nächsten Tagung des Europäischen Rates in Essen über ihre Arbeit Bericht zu erstatten. Er for-
dert ferner dazu auf, die laufenden diesbezüglichen Arbeiten in den Räten „Bildung" und „So-
zialfragen" im Lichte der deutsch-französischen Initiative zu beschleunigen.

Schließlich hat der Europäische Rat einen detaillierten Zeit- und Arbeitsplan gebilligt, damit
bis Ende Juni 1995 vom Europäischen Rat eine Gesamtstrategie der Union (vgl. Anlage III)
verabschiedet werden kann.

2. Durchführung des vorrangigen Plans

Der Europäische Rat äußert sich befriedigt über die Fortschritte bei der Durchführung seines
vorrangigen Aktionsplans, der im Dezember 1993 in Brüssel ausgearbeitet worden ist, sowie
über die Tatsache, daß die Kommission ein neues Drogenprogramm vorgelegt hat, das einen
wichtigen neuen Rahmen für die Suchtprävention, die Bekämpfung des illegalen Drogenhandels
und Maßnahmen auf internationaler Ebene darstellt. Er erwartet, daß diese Arbeiten beschleu-
nigt werden, damit der Europäische Rat auf seiner Tagung in Essen feststellen kann, daß in
allen Bereichen des Aktionsplans (EUROPOL, globale Drogenbekämpfungsstrategie, gemeinsa-
me Visumliste, justitielle Zusammenarbeit, Asyl, Koordinierung mit der gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik) konkrete Maßnahmen ergriffen worden sind.

Der Rat betonte generell die Bedeutung der Arbeiten im Rahmen der Zusammenarbeit in
den Bereichen Justiz und Inneres zur Bewältigung der durch das organisierte Verbrechen (ein-
schließlich der Terrorismus) und Drogen verursachten Gefahren. Er forderte den Rat „Justiz
und Inneres" auf, die Ausarbeitung des Übereinkommens zur Gründung von Europol bis An-
fang Oktober abzuschließen, und war sich darin einig, daß als nächste Priorität der Aufgaben-
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bereich von Europol auf das organisierte Verbrechen ausgedehnt werden sollte. Der Europäi-
sche Rat ersuchte den deutschen Vorsitz, mit den mittel- und osteuropäischen Staaten eine
Konferenz über Drogen und organisiertes Verbrechen zu veranstalten. Der Europäische Rat
ersuchte den Rat „Justiz und Inneres", eine Einigung über die Behandlung der strafrechtlichen
Aspekte von Betrügereien herbeizuführen und ihm auf seiner Tagung im Dezember in Essen
Bericht zu erstatten.

Bei der Ausarbeitung der verschiedenen Rechtsakte zur Schaffung computergestützter Sy-
steme muß dem Datenschutz, insbesondere folgenden Aspekten besondere Aufmerksamkeit ge-
widmet werden: Recht der Betroffenen auf Zugang zu dem System, Individualbeschwerderecht
und Einrichtung einer gemeinsamen Aufsichtsstelle. Der Europäische Rat ersucht die zuständi-
gen Gremien, diesen Fragen weiterhin Vorrang einzuräumen, und hofft, auf seiner Tagung im
Dezember 1994 einen Zwischenbericht zu erhalten.

IV. Vorbereitung der Regierungskonferenz 1996

Der Europäische Rat setzt entsprechend der Vereinbarung von Ioannina eine Reflexionsgruppe
zur Vorbereitung der Regierungskonferenz 1996 ein, die sich aus Vertretern der Außenminister
der Mitgliedstaaten und des Präsidenten der Kommission zusammensetzt. Eine von der spani-
schen Regierung benannte Persönlichkeit wird den Vorsitz der Gruppe führen, die ihre Arbeit
im Juni 1995 aufnehmen wird. Zwei Vertreter des Europäischen Parlaments werden ebenfalls
an den Beratungen der Reflexionsgruppe teilnehmen. Ferner führt die Reflexionsgruppe einen
Gedankenaustausch mit den anderen Organen und Institutionen der Europäischen Union.

Die Organe werden ersucht, vor Beginn der Arbeiten der Reflexionsgruppe Berichte über
das Funktionieren des Vertrags über die Europäische Union zu erstellen, die dann in die
Beratungen der Reflexionsgruppe einfließen werden.

Die Reflexionsgruppe wird Gedanken in bezug auf die Bestimmungen des Vertrags über
die Europäische Union, für die eine Überprüfung vorgesehen ist, prüfen und weiterentwickeln
und sonstige mögliche Verbesserungen im Geiste der Demokratie und Offenheit auf der Grund-
lage der in den Berichten enthaltenen Bewertung der Durchführung des Vertrags untersuchen
und ausarbeiten. Ferner wird sie im Hinblick auf die künftige Erweiterung der Union Optionen
für die institutionellen Fragen ausarbeiten, die in den Schlußfolgerungen des Europäischen Ra-
tes von Brüssel und der Vereinbarung von Ioannina genannt sind (Stimmengewichtung, Schwel-
le für Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit, Anzahl der Kommissionsmitglieder sowie sonstige
Maßnahmen, die als erforderlich erachtet werden, um die Arbeit der Institutionen zu erleichtern
und deren effizientes Funktionieren im Hinblick auf die Erweiterung zu gewährleisten).

Der Generalsekretär des Rates wird die erforderlichen Vorkehrungen für die Wahrnehmung
der Sekretariatsaufgaben der Reflexionsgruppe im Einvernehmen mit deren Vorsitzenden tref-
fen.

Die Reflexionsgruppe wird rechtzeitig vor der Tagung des Europäischen Rates Ende 1995
Bericht erstatten. Das im Vertrag vorgesehene Überprüfungsverfahren gilt für die nächste Stufe.

Der Europäische Rat hat zur Kenntnis genommen, daß der deutsche Vorsitz beabsichtigt, in
bilateralen Kontakten mit den Delegationen einen Beschluß über die Ernennung des künftigen
Präsidenten der Kommission vorzubereiten, der auf einer Sondertagung des Europäischen Rates
am 15. Juli in Brüssel ergehen soll.

Quelle: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 73 vom 4. August 1994 (Anlagen
siehe dort: S. 694-695).
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2. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur Ratstagung am 9. und 10.
Dezember 1994 in Essen

Einleitung

Die Europäische Union ist in eine neue Phase eingetreten, die von mehreren bedeutenden Ver-
änderungen gekennzeichnet ist: Das Europäische Parlament, dem mit dem Maastrichter Vertrag
erweiterte Rechte zugewachsen sind, hat sich nach den vierten Direktwahlen im Juni 1994 neu
konstituiert. In Kürze wird die neue Europäische Kommission ihre Arbeit aufnehmen. Zum 1.
Januar 1995 stehen die Beitritte der neuen Mitgliedstaaten Österreich, Finnland und Schweden
zur Union an, die der Europäische Rat aufs wärmste begrüßt. Mit ihren Erfahrungen und Tradi-
tionen stellen die neuen Mitglieder eine wertvolle Bereicherung für die Union dar. Der Euro-
päische Rat drückt seine feste Erwartung aus, daß rechtzeitig alle noch fehlenden Vorausset-
zungen für ein Wirksamwerden der Beitritte zum vorgesehenen Termin geschaffen werden.

Unsere Volkswirtschaften haben nach dem Ende der weltweiten Rezession wieder Tritt ge-
faßt. Die Anstrengungen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und der Beschäftigungs-
lage sowie zur Verringerung öffentlicher Defizite und zur effizienteren Gestaltung des öffentli-
chen Sektors müssen entschlossen fortgesetzt werden. Um dem wirtschaftlichen Aufschwung
weitere Impulse zu verleihen, ist es vordringlich, daß auch in der Europäischen Union die Er-
gebnisse der Uruguay-Runde des GATT noch vor Jahresende ratifiziert sowie die notwendigen
internen Maßnahmen zu ihrer Umsetzung, einschließlich der handelspolitischen Instrumente,
verabschiedet werden, damit diese wie vorgesehen zum 1. Januar 1995 in Kraft treten können.
In diesem Zusammenhang bestätigt der Europäische Rat, daß er die europäische Kandidatur für
den Posten des Generaldirektors der Welthandelsorganisation unterstützt, und er nimmt zur
Kenntnis, daß die Entwicklungsländer diese Kandidatur ebenfalls unterstützen.

Der Europäische Rat von Essen ist der letzte Gipfel, an dem Jacques Delors als Präsident
der Europäischen Kommission teilnimmt. Mit seinem Namen verbinden sich die zehn wohl er-
folgreichsten Jahre der europäischen Einigung. Die Einheitliche Europäische Akte geht in erster
Linie auf seine Initiative zurück. Er hat der Gemeinschaft das visionäre Ziel der Vollendung
des Binnenmarktes (Europa 92) verwirklichen helfen und damit entscheidend dazu beigetragen,
die Phase der Stagnation zu Beginn der 80er Jahre zu überwinden und dem Integrationsprozeß
neue Dynamik zu vermitteln. Die zweite große Leistung, die wir Jacques Delors ganz wesent-
lich zu verdanken haben, ist die Wirtschafts- und Währungsunion, für die er die entscheidenden
Vorarbeiten geleistet hat. Dafür und für die hohen Maßstäbe, die er gesetzt hat, möchten ihm
die im Europäischen Rat versammelten Staats- und Regierungschefs ihren Dank und ihre Aner-
kennung aussprechen. Seine Leistungen für Europa werden unvergessen bleiben. Präsident
Delors hat sich um die europäische Einigung verdient gemacht.

Rückblickend auf das historische Werk, das seit den Anfängen der Gemeinschaft vollbracht
worden ist, muß die Union heute ihre Fähigkeit unter Beweis stellen, unter Berücksichtigung
der politischen und wirtschaftlichen Interessen der Bürger auch die Zukunft zu gestalten.

Vor ihr liegt dabei eine Fülle neuer Herausforderungen: im politischen Bereich die Konfe-
renz im Jahre 1996 zur Überprüfung des Unionsvertrages und die künftige Erweiterung, im
wirtschaftlichen Bereich die Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion und ein Bei-
trag zur Überwindung der Beschäftigungsprobleme, im technologischen Bereich die Bewälti-
gung der Entwicklungen der Informationsgesellschaft und schließlich die Gestaltung der äuße-
ren und inneren Sicherheit. Die neuen Instrumente des Maastrichter Vertrages, ein größeres Ge-
wicht der Union durch den Beitritt neuer Länder, Haushaltsmittel, die dank des neuen Eigen-
mittelbeschlusses diesen Zielen angemessen sind, bilden wichtige Voraussetzungen hierfür.
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Die Teilnehmer des Europäischen Rats haben mit dem Präsidenten des Europäischen Parla-
ments, Dr. Klaus Hänsch, einen Meinungsaustausch über die wesentlichen Themen der Tagung
geführt.

Die Teilnehmer des Europäischen Rats sind mit den Staats- bzw. Regierungschefs und den
Außenministern der mittel- und osteuropäischen Staaten zusammengetroffen, die der Europäi-
schen Union bereits durch Europa-Abkommen verbunden sind, und haben mit ihnen einen Mei-
nungsaustausch über die Strategie zur Heranführung dieser Staaten an die Europäische Union
geführt.

Vor diesem Hintergrund haben die Staats- und Regierungschefs die wichtigsten aktuellen
Themen behandelt und eine Reihe von Grundlinien für kurz- und mittelfristige Maßnahmen in
den vier folgenden prioritären Bereichen festgelegt:
- Fortführung und Ausbau der Strategie des Weißbuchs, um das Wachstum zu festigen, die

Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft sowie die Qualität der Umwelt in der
Europäischen Union zu verbessern und angesichts der immer noch unerträglich hohen Ar-
beitslosigkeit mehr Beschäftigung für die Menschen zu schaffen;

- Gewährleistung dauerhafter Stabilität und eines dauerhaften Friedens auf dem europäischen
Kontinent und in den angrenzenden Regionen, indem der künftige Beitritt der assoziierten
Länder Mittel- und Osteuropas vorbereitet und parallel dazu die privilegierten Verbindun-
gen zwischen der Union und den anderen Nachbarstaaten, insbesondere auch den Mittel-
meerländern, vertieft wird;

- Stärkung des Tätigwerdens der Union im Bereich der inneren Sicherheit, indem die für die
Zusammenarbeit im Bereich Justiz und inneres erforderlichen rechtlichen und operationeilen
Mittel bereitgestellt werden, insbesondere durch Abschluß der Europol-Konvention während
der französischen Präsidentschaft;

- Stärkung der demokratischen Legitimität der Union, konsequente Beachtung des Subsidiari-
tätsgrundsatzes sowie Entwicklung der verschiedenen Aspekte der Unionsbürgerschaft, da-
mit die Arbeitsweise der Organe transparenter wird, die Vorteile der Zugehörigkeit zur
Union für die Öffentlichkeit besser erkennbar werden und so die Akzeptanz der Union bei
den Bürgern erhöht wird.

WIRTSCHAFTSTHEMEN

1. Verbesserung der Beschäftigungslage

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Chancengleichheit zwischen Männern und Frauen
bleiben auch in Zukunft die herausragende Aufgabe der Europäischen Union und ihrer Mit-
gliedstaaten. Der derzeitige Konjunkturaufschwung erleichtert die Lösung dieser Aufgabe. Der
Aufschwung allein löst aber nicht die Probleme von Beschäftigung und Arbeitslosigkeit in
Europa. Deshalb brauchen wir weitere Anstrengungen zur Lösung der strukturellen Probleme.
Dabei spielt der Dialog zwischen Sozialpartnern und Politik eine wichtige Rolle, wobei jeder
seine jeweilige Verantwortung voll wahrnehmen muß.

Die zu treffenden Maßnahmen sollten folgende fünf Schwerpunktbereiche einbeziehen:
(1) Verbesserung der Beschäftigungschancen der Arbeitskräfte durch die Förderung, von In-

vestitionen in die Berufsbildung. Dabei kommt der beruflichen Qualifizierung insbesondere von
Jugendlichen eine Schlüsselfunktion zu. Möglichst viele Menschen müssen eine Aus- und Wei-
terbildung erhalten, die sie befähigt, sich durch lebenslanges Lernen den vom technologischen
Fortschritt verursachten Veränderungen anzupassen, um das Risiko des Arbeitsplatzverlustes zu
verringern.
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(2) Steigerung der Beschäftigungsintensität des Wachstums insbesondere durch
- eine flexiblere Organisation der Arbeit, die sowohl den Wünschen der Arbeitnehmer als

auch den Erfordernissen des Wettbewerbs gerecht wird;
- eine Lohnpolitik, die arbeitsplatzschaffende Investitionen begünstigt, wobei in der gegen-

wärtigen Situation maßvolle, unter dem Produktivitätszuwachs liegende Lohnabschlüsse
notwendig sind;

- und schließlich die Förderung von Initiativen, insbesondere auf regionaler und lokaler Ebe-
ne, durch die Arbeitsplätze geschaffen werden, die neuen Bedürfnissen entsprechen, zum
Beispiel im Bereich von Umwelt und sozialen Diensten.
(3) Senkung der Lohnnebenkosten so weitgehend, daß sie sich spürbar auf Entscheidungen

über die Einstellung von Arbeitnehmern, insbesondere von nicht qualifizierten Arbeitnehmern,
auswirkt. Das Problem der Lohnnebenkosten kann nur durch eine gemeinsame Anstrengung
von Wirtschaft, Gewerkschaften und Politik gelöst werden.

(4) Verstärkung der Wirksamkeit der Arbeitsmarktpolitik: Die Wirksamkeit der Beschäfti-
gungspolitik muß gesteigert werden durch die Vermeidung von Praktiken, die sich nachteilig
auf die Arbeitsbereitschaft auswirken und durch den Übergang von passiver zu aktiver Arbeits-
marktpolitik. Der individuelle Anreiz, sich ständig um eine Beschäftigung im allgemeinen Ar-
beitsmarkt zu bemühen, muß erhalten bleiben. Dies muß insbesondere bei der Ausgestaltung
einkommenstützender Maßnahmen beachtet werden.

Die Instrumente der Arbeitsmarktpolitik sind in regelmäßigen Abständen auf ihre Erforder-
lichkeit und Wirksamkeit zu überprüfen.

(5) Verstärkung der Maßnahmen zugunsten der von der Arbeitslosigkeit besonders betroffe-
nen Gruppen:

Besondere Bemühungen sind erforderlich zugunsten Jugendlicher, insbesondere von Schul-
abgängern, die praktisch keine Qualifikation haben, indem ihnen entweder eine Beschäftigung
oder eine Ausbildung angeboten wird.

Die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit muß einen Schwerpunkt der Arbeitsmarkt-
politik bilden. Entsprechend den sehr unterschiedlichen Gruppen und Bedürfnissen von Lang-
zeitarbeitslosen sind hierbei unterschiedliche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen erforderlich.

Besondere Aufmerksamkeit verdient auch die schwierige Lage arbeitsloser Frauen und älte-
rer Arbeitnehmer.

Der Europäische Rat fordert die Mitgliedstaaten auf, diese Empfehlungen in ihren einzel-
staatlichen Politiken in ein Mehrjahresprogramm unter Berücksichtigung der Besonderheiten
ihrer wirtschaftlichen und sozialen Lage umzusetzen. Er ersucht den Rat „Sozial- und Arbeits-
marktfragen" und „Wirtschafts- und Finanzfragen" und die Kommission, die Beschäftigungs-
entwicklung aufmerksam zu verfolgen, die entsprechenden Politiken der Mitgliedstaaten zu
überprüfen und über weitere Fortschritte auf dem Arbeitsmarkt dem Europäischen Rat jedes
Jahr, und zum ersten Mal im Dezember 1995, zu berichten.

Anhand der ersten Berichte werden zum einen die Auswirkungen von Steuer- und Unter-
stützungssystemen auf die Bereitschaft zu Arbeitsangeboten und Arbeitsaufnahme und zum an-
deren die Zusammenhänge zwischen Wirtschaftswachstum und Umwelt sowie die sich daraus
ergebenden Konsequenzen für die Wirtschaftspolitik untersucht werden. Der Europäische Rat
nimmt mit Interesse die Informationen zur Kenntnis, die Präsident Delors gegeben hat zum
Wandel des gegenwärtigen Modells wirtschaftlichen Wachstums und wirtschaftlicher Ziele im
Verhältnis zur Umwelt und zum Zeitmanagement.

Der Europäische Rat hat ebenfalls Kenntnis genommen von den Erfahrungen Dänemarks,
Irlands und Portugals bei der Entwicklung eines Rahmens auf nationaler Ebene und von Struk-
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turen und Verfahren auf lokaler Ebene, um so ein integriertes Konzept für eine Entwicklung
auf lokaler Ebene zu unterstützen.

2. Wirtschafts- und Währungsunion - Grundsätze der Wirtschaftspolitik

Die Europäische Union ist vor knapp einem Jahr in die zweite Stufe der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion eingetreten. Die neuen Instrumente des Vertrages zur Festigung der Konvergenz
unserer Volkswirtschaften werden konsequent genutzt, um den europäischen Einigungsprozeß
auch im Wirtschafts- und Währungsbereich energisch voranzubringen. Die neuen Verfahren ha-
ben in den Mitgliedstaaten die Sensibilität für dauerhafte Stabilitätspolitik und strikte Haus-
haltsdisziplin gestärkt. Bereits in der zweiten Stufe übt der Vertrag seine stabilisierende Wir-
kung aus. Die Aufgabe dieser Stufe - stabilitätsgerechte Vorbereitung der Wirtschafts- und
Währungsunion - wird erfüllt.

Seit dem Europäischen Rat von Korfu sind deutliche Erfolge bei den Bemühungen um zu-
verlässige Konvergenz erzielt worden. Beträchtliche Fortschritte wurden bei der Preis- und
Wechselkursstabilität erreicht. Auch die öffentlichen Budgetdefizite gehen in den meisten Mit-
gliedstaaten allmählich wieder zurück. Dadurch hat das Wirtschaftswachstum in der Gemein-
schaft an Dynamik gewonnen. Diese Entwicklung muß zur weiteren Verbesserung der Konver-
genz als der unabdingbaren Voraussetzung für den Übergang in die Endstufe der Wirtschafts-
und Währungsunion genutzt werden. Dabei ist die strikte Auslegung der Konvergenzkriterien
aufgrund des Vertrages von Maastricht unverzichtbar, um verläßliche Grundlagen für eine
störungsfreie Wirtschafts- und Währungsunion zu schaffen.

Vordringlich ist die Verwirklichung der in den nationalen Konvergenzprogrammen ange-
kündigten Konsolidierungsziele. Vor allem die strukturellen Defizite müssen deutlich zurückge-
hen, um einen weiteren Anstieg des Schuldenstandes zu verhindern. Neuen inflatorischen Ent-
wicklungen muß die Geldpolitik rechtzeitig vorbeugen. In Ländern mit noch hoher Inflations-
rate sind verstärkte Stabilisierungsanstrengungen erforderlich.

Der Europäische Rat billigt den vom ECOFIN-Rat vorgelegten Bericht über die Umsetzung
der Grundzüge der Wirtschaftspolitik, die zur günstigeren Entwicklung der Wirtschaft beigetra-
gen haben.

3. CO2-/Energie-Steuer

Der Europäische Rat hat die Absicht der Kommission zur Kenntnis genommen, Leitlinien vor-
zulegen, die es jedem Mitgliedstaat ermöglichen sollen, eine CO2-/Energie-Steuer auf der
Grundlage gemeinsamer Parameter anzuwenden, sofern er dies wünscht. Der ECOFIN-Rat wird
damit beauftragt, die entsprechenden Parameter zu untersuchen.

4. Transeuropäische Netze in den Bereichen Verkehr, Energie und Umwelt

Der Europäische Rat begrüßt die Vorlage des Berichts der Gruppe der persönlichen Beauf-
tragten. Er bestätigt, daß die Durchführung der elf in Korfu festgelegten Projekte und der drei
neuen, die nordischen Mitgliedstaaten und Irland betreffenden Projekte bereits in Angriff
genommen wurde beziehungsweise in Kürze in Angriff genommen werden kann. Die Liste der
Verkehrs- und Energieprojekte mit vorrangigem Charakter ist im Anhang I wiedergegeben. Im
übrigen schließt sich der Europäische Rat den wichtigsten Empfehlungen des Berichts der
Christophersen-Gruppe an (siehe Anhang II).

Er begrüßt die Fortschritte, die bei der Auswahl wichtiger grenzüberschreitender Projekte,
insbesondere mit Mittel- und Osteuropa und im Mittelmeerraum, gemacht worden sind. Der
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Europäische Rat unterstreicht die Bedeutung von Verkehrsmanagementsystemen, insbesondere
im Luftverkehrsbereich.

Der Europäische Rat begrüßt die Schaffung eines besonderen Fensters bei der Europäischen
Investitionsbank zur Finanzierung transeuropäischer Netze wie im Anhang III zu diesen
Schlußfolgerungen beschrieben. Die Mitgliedstaaten, die Kommission sowie die Europäische
Investitionsbank werden weiterhin den Fortschritt bei der Finanzierung der Prioritätsprojekte
beobachten. Er teilt die Auffassung der Gruppe, daß Finanzierungserfordernisse für jedes Pro-
jekt individuell geprüft werden müssen.

Der Europäische Rat begrüßt, daß die vorrangigen Vorhaben im Bereich der Verkehrsinfra-
strukturen, insbesondere auf dem Eisenbahnsektor, ab 1995 in Angriff genommen werden.

Der Europäische Rat ersucht den ECOFIN-Rat, auf Vorschlag der Kommission die erfor-
derlichen Beschlüsse zu fassen, um die derzeit verfügbaren Finanzmittel für die Transeuropäi-
schen Netze zu ergänzen.

Der Europäische Rat unterstreicht die Feststellung der Gruppe, daß Hindernisse zumeist
rechtlicher und administrativer Art sind, und er fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten
auf, geeignete Maßnahmen zur Überwindung dieser Hindernisse zu ergreifen.

Der Europäische Rat ersucht das Europäische Parlament und den Rat, bald die notwendigen
Beschlüsse über die Leitlinien für Verkehr und Energie zu fassen, um einen dauerhaften Rah-
men für die Tätigkeit der Union in diesem Bereich zu schaffen.

5. Informationsgesellschaft

Der Europäische Rat hebt hervor, daß der Aktionsplan der Kommission „Europas Weg in die
Informationsgesellschaft" und die Schlußfolgerungen der Industrie- und Telekommunikations-
minister die Weichen für den Aufbau der Informationsgesellschaft gestellt haben. Der Europäi-
sche Rat sieht in dem Grundsatzbeschluß zur Liberalisierung der Telekommunikationsinfra-
struktur zum 1. Januar 1998 einen entscheidenden Schritt zur Schaffung zukunftsweisender
Informationsinfrastrukturen. Er unterstreicht in diesem Zusammenhang die Bedeutung neuer
Dienste und Informationsinhalte sowie die Rolle des audiovisuellen Sektors in seiner kulturel-
len Dimension. In diesem Zusammenhang ersucht der Europäische Rat die Kommission, vor
dem nächsten Europäischen Rat Vorschläge zur Überprüfung der Richtlinie „Fernsehen ohne
Grenzen" und für ein neues MEDIA-Programm auszuarbeiten.

Der Europäische Rat unterstreicht die Rolle der Privatwirtschaft beim Aufbau und der Fi-
nanzierung von Informationsinfrastrukturen. Er ersucht die Mitgliedstaaten, ein geeignetes Um-
feld für derartige Initiativen zu schaffen. Die internationale Zusammenarbeit muß weiter ver-
stärkt werden, vor allem im Hinblick auf Mittel- und Osteuropa und den Mittelmeerraum. Der
Europäische Rat fordert die Kommission auf, hierzu Vorschläge zu unterbreiten.

Der Europäische Rat bittet die Industrie- und Telekommunikationsminister, die weiteren
Maßnahmen koordinierend zu begleiten. Er ersucht den Rat, die noch notwendigen rechtlichen
Rahmenbedingungen - in Bereichen wie Marktzugang, Datenschutz und Schutz geistigen
Eigentums - zügig zu schaffen.

Der Europäische Rat begrüßt die im Februar 1995 in Brüssel stattfindende G7-Minister-
konferenz zur globalen Informationsgesellschaft.

6. Binnenmarkt und Wettbewerbsfähigkeit

Der Europäische Rat unterstreicht in Übereinstimmung mit dem Bericht der Kommission die
Bedeutung des Binnenmarktes. Es kommt jetzt darauf an, für eine einheitliche und effektive
Anwendung der Binnenmarktregelungen zu sorgen.
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Der Europäische Rat beabsichtigt, auch in Zukunft Fragen der Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen Wirtschaft, wie im Kommissionspapier beschrieben, besondere Aufmerksamkeit
zu widmen. In diesem Zusammenhang begrüßt er die Absicht der Kommission, eine hochrangi-
ge Gruppe einzusetzen, die sich mit diesen Fragen befaßt und entsprechende Berichte vorlegt.

Der Europäische Rat nimmt ferner zur Kenntnis, daß die hochrangige Gruppe für Rechts-
und Verwaltungsvereinfachung („Deregulierungsgruppe") ihre Arbeit aufgenommen hat. Er un-
terstreicht die Notwendigkeit, gemeinschaftliche und einzelstaatliche Regelungen auf zu starke
Reglementierung zu überprüfen. Er bittet die Gruppe, bis Juni 1995 einen Bericht vorzulegen.

Der Europäische Rat begrüßt die Entschließung des Rates vom 10. Oktober 1994, die
insbesondere auf die Entlastung der kleineren und mittleren Unternehmen von rechtlichen und
bürokratischen Behinderungen abstellt.

Der Europäische Rat fordert Rat und Kommission auf, die Arbeit an den Rechtsvorschriften
zur Biotechnologie fortzusetzen. Die Ergebnisse müssen der Notwendigkeit des Schutzes von
Gesundheit und Umwelt sowie der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie voll Rech-
nung tragen.

7. Fischerei - Integration Spaniens und Portugals in die gemeinsame Politik

Der Europäische Rat fordert den Rat auf, vor Ende des Jahres unter voller Berücksichtigung
der bei den Beitrittsverhandlungen angenommenen Fischerei-Erklärung und des gemeinschaftli-
chen Besitzstandes im Bereich der Fischerei unbürokratische gemeinschaftliche Maßnahmen für
alle Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft zu treffen und dabei unter Berücksichtigung der Not-
wendigkeit, den Fischereiaufwand nicht zu erhöhen, die Bedingungen für den Zugang zu den
Gebieten und Ressourcen festzulegen, für die gemäß der Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals besondere Bestimmungen gelten.

8. Nordirland

Der Europäische Rat hat die Berichte der Premierminister des Vereinten Königreichs und
Irlands über die Fortschritte im Friedensprozeß begrüßt.

Der Europäische Rat nimmt mit großer Befriedigung die jüngsten, geschichtlich bedeutsa-
men Entwicklungen in Nordirland zur Kenntnis und bekräftigt aufs neue, es müsse sicherge-
stellt werden, daß der Friedensprozeß nicht rückgängig gemacht werden kann. Der Europäische
Rat bestätigt die Verpflichtung der Europäischen Union, diese einmalige Gelegenheit zur Aus-
söhnung und wirtschaftlichen Erholung zu unterstützen.

Der Europäische Rat hat sich grundsätzlich auf ein mehrjähriges Programm und auf die
Bereitstellung von zusätzlichen Mitteln in Höhe von 300 Mill. ECU geeinigt, das Unterstützung
in den Bereichen Städtesanierung und Sanierung des ländlichen Raums, Beschäftigung, grenz-
überschreitende Entwicklung, soziale Integration und Investitionsförderung leistet.

Das Programm wird auf Nordirland und die Grenzbezirke im Süden angewandt, wird
zusätzlich sein, verfolgt das Hauptziel der Aussöhnung und kommt beiden Gemeinschaften auf
gerechte und ausgewogene Weise zugute, und zwar vor allem den Gebieten und Bevölkerungs-
gruppen, die den größten Mangel leiden.

Der Europäische Rat hat die Zusage der Regierungen des Vereinigten Königreichs und
Irlands zur Kenntnis genommen, die bestehenden Gemeinschaftsprogramme im Rahmen der
derzeitigen Pläne neu auszurichten, um den neuen Anforderungen und Chancen, die der Frie-
densprozeß bietet, gerecht zu werden.
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SUBSIDIARITÄT

Der Europäische Rat hat den ersten Jahresbericht der Kommission zur Anwendung des Subsi-
diaritätsprinzips zur Kenntnis genommen. Der Europäische Rat begrüßt die Ankündigung der
Kommission, ihr Programm von 1993 zur Revision des bestehenden Gemeinschaftsrechts zügig
durchzuführen. Er bittet die Kommission, die dafür noch erforderlichen Vorschläge möglichst
bald vorzulegen - spätestens bis zum Juni 1995. Er bittet den Rat, die Vorschläge der Kommis-
sion rasch und konstruktiv zu beraten.

Der Europäische Rat bekräftigt die große Bedeutung des Subsidiaritätsprinzips als Leitprin-
zip der Union, wie es in den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Edinburgh nieder-
gelegt ist. Er fordert alle Gemeinschaftsorgane auf, das Subsidiaritätsprinzip in Übereinstim-
mung mit diesen Schlußfolgerungen konsequent anzuwenden. In diesem Zusammenhang betont
der Europäische Rat, daß die administrative Durchführung des Gemeinschaftsrechts grundsätz-
lich Sache der Mitgliedstaaten bleiben muß, unbeschadet der Aufsichts- und Kontrollbefugnisse
der Kommission.

AUSSENBEZIEHUNGEN DER EUROPÄISCHEN UNION

Die Europäische Union trägt wesentlich dazu bei, die Nachwirkungen früherer Teilungen zu
überwinden, und Frieden, Sicherheit und Stabilität in Europa und den benachbarten Regionen
zu fördern. Im Anschluß an die Erweiterung auf 15 Mitgliedstaaten am 1. Januar 1995 wird die
Europäische Union mit der Durchführung ihres Programms zur Vorbereitung des Beitritts aller
europäischen Länder beginnen, mit denen sie Europa-Abkommen geschlossen hat. Die Europäi-
sche Union, die die Notwendigkeit anerkennt, ausgewogene Beziehungen zu allen ihren Nach-
barstaaten zu unterhalten, arbeitet auch an einem Programm zur Errichtung einer Partnerschaft
zwischen Europa und den Mittelmeerländern mit dem Ziel, Frieden, Stabilität, Wohlstand und
Zusammenarbeit in dieser Region zu fördern. Sie wird sich weiterhin mit den Ländern des
Europäischen Wirtschaftsraums sowie mit der Schweiz zusammenarbeiten und strebt hier
engere Beziehungen im Rahmen der politischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit an.

Der Europäische Rat unterstreicht die Bedeutung der Transatlantischen Beziehungen der
Europäischen Union zu den USA und Kanada auf der Grundlage der Transatlantischen Erklä-
rungen vom November 1990. Er begrüßt das auf den Gipfeln EU/Kanada am 6. Juli 1994 in
Bonn und EU/USA am 12. Juli 1994 in Berlin geäußerte Einvernehmen, die Beziehungen
weiter zu vertiefen. Er nimmt zustimmend Kenntnis von der Einrichtung von „Ad-hoc-Studien-
gruppen" durch den Gipfel EU/USA. Er geht davon aus, daß auf dem kommenden Gipfel von
den Studiengruppen erarbeitete Vorschläge für eine engere Zusammenarbeit unterbreitet
werden.

Die Entwicklung der Beziehungen der Europäischen Union zu Rußland ist ein wesentliches
Element für die Erhaltung von Frieden, Sicherheit und Stabilität in Europa. Der Europäische
Rat strebt die baldige Ratifizierung der Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit an
und ist entschlossen, die darin vorgesehenen Möglichkeiten voll auszuschöpfen. Er sieht einem
auf Dauer angelegten konstruktiven Dialog und der Partnerschaft mit Rußland im Hinblick auf
politische und wirtschaftliche Fragen mit Genugtuung entgegen.

Der Europäische Rat begrüßt die am 18. Juli erfolgte Unterzeichnung des Abkommens über
Partnerschaft und Zusammenarbeit mit der Ukraine wie auch die Festlegung eines gemeinsa-
men Standpunkts, in dem die Ziele und Prioritäten der Europäischen Union gegenüber der
Ukraine dargelegt werden. Der Europäische Rat begrüßt die eingeleiteten wirtschaftlichen Re-
formen in der Ukraine, das mit dem IWF vereinbarte Anpassungsprogramm und den politi-
schen Grundsatzbeschluß des Rates „Wirtschafts- und Finanzfragen" vom 5. Dezember 1994
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zur Gewährung einer Zahlungsbilanzhilfe der Gemeinschaft, der jetzt zügig umgesetzt werden
sollte. Er ermutigt die Ukraine, die begonnenen Reformen energisch fortzusetzen und erwartet
eine konstruktive Zusammenarbeit bei der Umsetzung des in Korfu vereinbarten Aktionsplanes
zur schnellen Schließung von Tschernobyl. Die Europäische Union wird die demokratischen
und wirtschaftlichen Reformen in der Ukraine auch weiterhin unterstützen. Sie begrüßt die Ra-
tifizierung des Nichtverbreitungs-Vertrages durch die Ukraine als Nicht-Kernwaffenstaat.

1. Beziehungen zu den Staaten Mittel- und Osteuropas

Der Europäische Rat bekräftigt die Schlußfolgerungen der Europäischen Räte in Kopenhagen
und Korfu, daß die assoziierten Staaten in Mittel- und Osteuropa Mitglieder der Europäischen
Union werden können, sofern sie dies wünschen und sobald sie in der Lage sind, die entspre-
chenden Voraussetzungen zu erfüllen.

Der Europäische Rat hat beschlossen, dem Prozeß der weiteren Heranführung der assoziier-
ten Staaten Mittel- und Osteuropas zusätzliche Dynamik und Qualität zu verleihen. Er tut dies
in dem Bewußtsein, daß die institutionellen Voraussetzungen für ein reibungsloses Funktionie-
ren der Union auf der Regierungskonferenz im Jahre 1996 geschaffen werden müssen, die zu
diesem Zweck vor Aufnahme der Beitritts Verhandlungen stattfinden muß. Der Europäische Rat
hat eine auf Wunsch des Europäischen Rates in Korfu vom Rat und der Kommission vorgeleg-
te umfassende Strategie für eine weitere Heranführung dieser Länder an die Europäische Union
beschlossen (siehe Anhang IV).

Sie ist auf die Bedürfnisse der Länder zugeschnitten, mit denen Europa-Abkommen abge-
schlossen wurden, und wird auf andere Länder angewendet werden, mit denen in Zukunft der-
artige Abkommen abgeschlossen werden.

Der Europäische Rat bittet die Kommission und den Rat, alles Erforderliche zu tun, damit
mit den baltischen Staaten und Slowenien unter französischer Präsidentschaft Europa-Abkom-
men abgeschlossen werden können, um auf diese Weise diese Staaten in die Heranführungs-
strategie einbeziehen zu können.

Die vom Europäischen Rat verabschiedete Strategie wird politisch umgesetzt durch die
Schaffung „strukturierter Beziehungen" zwischen den assoziierten Staaten und den Institutionen
der Europäischen Union, die gegenseitiges Vertrauen fördern und einen Rahmen für die Be-
handlung von Themen gemeinsamen Interesses schaffen werden.

Der wesentliche Bestandteil der Heranführungsstrategie ist die Vorbereitung der assoziierten
Staaten auf die Integration in den Binnenmarkt der Union.

Der Europäische Rat ersucht die Kommission, rechtzeitig vor seiner nächsten Tagung hier-
zu ein Weißbuch vorzulegen und über den Fortgang der Implementierung der beschlossenen
Heranführungsstrategie, insbesondere über die schrittweise Übernahme der Binnenmarktrege-
lungen, dem Rat Allgemeine Angelegenheiten einmal im Jahr Bericht zu erstatten.

Darüber hinaus bittet der Europäische Rat die Kommission, so rasch wie möglich die einge-
hende Analyse der Auswirkungen der Erweiterung im Kontext der gegenwärtigen Politiken der
Union und deren Weiterentwicklung vorzulegen, die der Rat gewünscht hat.

Des weiteren ersucht der Europäische Rat die Kommission, im Verlaufe des Jahres 1995
eine Untersuchung über die Mittel zur Entwicklung der Beziehungen im Bereich Landwirt-
schaft zwischen der Europäischen Union und den assoziierten Ländern Mittel- und Osteuropas
im Hinblick auf den künftigen Beitritt vorzulegen.

Die Heranführung an den Binnenmarkt wird durch eine Vielzahl von Maßnahmen ergänzt,
die dazu bestimmt sind, die Integration durch Entwicklung der Infrastruktur und der Zusam-
menarbeit auf Gebieten vor allem mit transeuropäischer Dimension (einschließlich Energie,
Umwelt, Verkehr, Wissenschaft und Technik und so weiter), im Bereich der Gemeinsamen
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Außen- und Sicherheitspolitik sowie der Justiz und des Inneren zu fördern. Das PHARE-Pro-
gramm, das entsprechend der beschlossenen Heranführungsstrategie mit angemessenen Mitteln
innerhalb eines mehrjährigen Finanzrahmens ausgestattet wird, wird hierzu finanzielle Unter-
stützung bereitstellen.

Die Staats- und Regierungschefs, die sich der Rolle der regionalen Zusammenarbeit in-
nerhalb der Union bewußt sind, unterstreichen die Bedeutung einer ähnlichen Zusammenarbeit
zwischen den assoziierten Ländern für die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung und gut-
nachbarschaftlicher Beziehungen. Der Rat hat daher ein Programm für Förderung dieser
Zusammenarbeit verabschiedet. Dieses Programm wird auch zu den Zielen des Stabilitätspakts
beitragen.

Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß diese Strategie der Union und den assoziierten
Ländern helfen wird, den Beitritt vorzubereiten und die Fähigkeit der assoziierten Länder zu
stärken, die Verantwortlichkeiten als zukünftige Mitgliedstaaten zu übernehmen.

Der Europäische Rat sieht die Heranführung der Staaten Mittel- und Osteuropas an die
Europäische Union und die WEU als Beitrag zur Sicherheit und Stabilität in Europa. Der Euro-
päische Rat begrüßt die Absicht der WEU, Überlegungen über die neue europäische Sicher-
heitslage anzustellen einschließlich des Vorschlags, ein Weißbuch über die europäische Sicher-
heit zu erstellen.

2. Mittelmeerpolitik

Der Mittelmeerraum stellt für die Europäische Union ein vorrangiges Gebiet von strategischer
Bedeutung dar.

Der Europäische Rat begrüßt daher den Bericht des Rates (siehe Anhang V), den dieser auf
sein Ersuchen in Korfu hin anhand einer Mitteilung der Kommission erstellt hat; er bekräftigt
dabei die Bereitschaft der Europäischen Union, die Mittelmeerländer in ihren Bemühungen um
eine schrittweise Entwicklung ihrer Region zu einer Zone des Friedens, der Stabilität, des
Wohlstandes und der Zusammenarbeit zu unterstützen und zu diesem Zweck eine euro-mediter-
rane Partnerschaft zu schaffen, entsprechende Abkommen zu entwickeln, die Handelsbeziehun-
gen zwischen den Parteien unter anderem auf der Grundlage der Ergebnisse der Uruguay-
Runde schrittweise zu verstärken sowie in Anbetracht der sich verändernden Prioritäten der Ge-
meinschaft eine angemessene Ausgewogenheit bei der geographischen Aufteilung der gemein-
schaftlichen Mittelbindungen zu wahren.

Der Europäische Rat erinnert an seinen Beschluß von Korfu, die Verhandlungen mit
Marokko, Tunesien und Israel bis zum Jahresende abzuschließen.
- Er ersucht hinsichtlich der zusätzlichen Finanzhilfe zur Unterstützung der künftigen Mittel-

meerpolitik den Rat und die Kommission, die in Nr. 6 des Berichtes des Rates (siehe
Anhang V) genannten Grundsätze zu verwirklichen;

- er bestätigt, wie sehr ihm daran gelegen ist, daß
in naher Zukunft ähnliche Verhandlungen mit Ägypten und anderen in Betracht kommen-
den Mittelmeerländern, die dies wünschen, eröffnet werden;
Algerien weiterhin, wie dies der Europäische Rat in Korfu in Aussicht genommen hat, wirt-
schaftliche Unterstützung gewährt wird, zugleich jedoch zum Dialog zwischen all denen
aufgerufen wird, die Gewalt ablehnen;
die Verhandlungen mit der Türkei über die Vollendung und uneingeschränkte Verwirkli-
chung der Zollunion abgeschlossen und die Beziehungen zu diesem Partner intensiviert
werden;
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- bestätigt, daß in die nächste Phase der Erweiterung der Union Zypern und Malta einbezo
gen werden, und ersucht den Rat, Anfang 1995 weitere Berichte, die die Kommission vor
zulegen hat, zu prüfen.

Ferner begrüßt der Europäische Rat die Absicht des künftigen spanischen Vorsitzes, im zweiten
Halbjahr 1995 eine Ministerkonferenz „Europa-Mittelmeerraum" unter Beteiligung aller betrof-
fenen Mittelmeerländer einzuberufen, sowie die Absicht des französischen Vorsitzes, der inten-
siven Vorbereitung der Konferenz eine hohe Priorität einzuräumen. Diese Konferenz muß eine
eingehende Erörterung der künftigen Beziehungen zwischen der Union und den Mittelmeerlän-
dern ermöglichen, bei der alle wichtigen politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Probleme zur Sprache kommen.

Auf der Konferenz sollte Einvernehmen über eine Reihe wirtschaftlicher und politischer
Leitlinien für eine Zusammenarbeit „Europa-Mittelmeerraum" bis ins nächste Jahrhundert
hinein erzielt werden; die Konferenz wird einen ständigen und regelmäßigen Dialog über alle
Themen von gemeinsamem Interesse initiieren.

Der Europäische Rat äußerte Besorgnis hinsichtlich des Vordringens extremistischer und
fundamentalistischer Kräfte in manchen Staaten Nordafrikas. Die Politik der Europäischen
Union muß diesen Entwicklungen Rechnung tragen.

Der Europäische Rat geht davon aus, daß Israel in Anbetracht seines hohen Entwicklungs-
standes auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und des gemeinsamen Interesses im Verhältnis
zur Europäischen Union einen privilegierten Status erhält. Dadurch wird auch die regionale
wirtschaftliche Entwicklung im Nahen Osten unter Einbeziehung der palästinensischen Gebiete
gestärkt werden. Der Europäische Rat bittet den Rat und die Kommission, ihm auf seiner näch-
sten Tagung über das Unternommene zu berichten.

Der Europäische Rat war sich einig, daß die Europäische Union als größter internationaler
Geber weiterhin einen maßgeblichen politischen und wirtschaftlichen Beitrag bei der Unterstüt-
zung des Nah-Ost-Friedensprozesses, insbesondere bei dem Aufbau in den palästinensischen
Gebieten leisten wird.

Der Europäische Rat begrüßt den Abschluß des israelisch-jordanischen Friedensvertrags, der
die positive Entwicklung in den Beziehungen zwischen beiden Ländern konsolidiert und festigt.

3. Lage im früheren Jugoslawien

Der Europäische Rat hat hierzu eine gesonderte Erklärung verabschiedet.

4. Menschenrechte

Der Europäische Rat hat in einer Presseerklärung seine Sorge über die Verurteilung frei ge-
wählter Abgeordneter in der Türkei zum Ausdruck gebracht und auf die Einhaltung der Men-
schenrechte gedrängt.

5. Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

Der Europäische Rat bedauert, daß bei dem Treffen der Staats- und Regierungschefs der KSZE
in Budapest am 5. und 6.12.1994 keine Einigung zur Situation im ehemaligen Jugoslawien
erzielt wurde. Er begrüßt ausdrücklich den auf Initiative des Vorsitzenden des Europäischen
Rates zustande gekommenen Appell zur humanitären Hilfe, insbesondere für die Region Bihac.

Der Europäische Rat würdigt im übrigen die Ergebnisse des KSZE-Gipfels. Insbesondere
die Absicht, unter geeigneten Bedingungen eine multinationale Friedenstruppe für Nagornij-
Karabach im Wege der geplanten VN-Sicherheitsratsresolution bereitzustellen, und der Be-
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Schluß, alle Aspekte eines künftigen europäischen Sicherheitsmodells zu erörtern, bestätigen die
wichtige Rolle der künftigen OSZE als Teil einer gesamteuropäischen Sicherheitsarchitektur.

Der Europäische Rat bestätigt ferner die große Bedeutung, die er dem Erfolg der Gemeinsa-
men Aktion zum Abschluß des Stabilitätspaktes für Europa beimißt. Er begrüßt die bisher
erzielten Ergebnisse bei der Umsetzung dieser Initiative.

6. Asien

Der Europäische Rat unterstreicht die wirtschaftliche und politische Bedeutung der Staaten der
asiatisch-pazifischen Region und bekräftigt, daß die Europäische Union und ihre Mitglied-
staaten die Zusammenarbeit und den Dialog mit den Ländern und Regionalorganisationen in
Asien-Pazifik, insbesondere ASEAN, auf allen Ebenen verstärken will.

Er begrüßt den Bericht des Rats zur Asienstrategie der Europäischen Union und fordert den
Rat und die Kommission auf, ihm möglichst bald über die konkreten dazu ergriffenen Maßnah-
men Bericht zu erstatten.

7. Lateinamerika

Der Europäische Rat bekräftigt den im „Grundlagenpapier" der Europäischen Union über ihre
Beziehungen zu den Staaten Lateinamerikas und der Karibik dokumentierten Willen, eine neue,
umfassende Partnerschaft zwischen beiden Regionen zu gründen.

Er fordert Rat und Kommission auf, auf der Grundlage des Berichtes des Rates möglichst
rasch die Voraussetzungen für die baldige Aufnahme von Verhandlungen mit den Mercosur-
Staaten über ein „interregionales Rahmenabkommen" einschließlich eines „Memorandums of
Understanding" zu schaffen, und die Überlegungen zur künftigen vertraglichen Gestaltung der
Beziehungen zu Mexiko sowie zum weiteren Ausbau der Beziehungen zu Chile zügig zu kon-
kretisieren.

8. Afrika

Der Europäische Rat bekräftigt die Verbundenheit der Europäischen Union mit den AKP-
Staaten, die in den Verträgen von Lome ihren Ausdruck gefunden hat. Er bekräftigt, daß auch
künftig der Weiterentwicklung der Beziehungen Priorität eingeräumt wird. In diesem Zu-
sammenhang kommt den 1994 begonnenen Verhandlungen über die Halbzeitüberprüfung von
Lome IV besondere Bedeutung zu.

Der Europäische Rat begrüßt die vor kurzem erfolgte Unterzeichnung eines angolanischen
Friedensabkommens in Lusaka und fordert die Parteien nachdrücklich auf, diesem Abkommen
in vollem Umfang nachzukommen.

Der Europäische Rat begrüßt die Intensivierung der Zusammenarbeit mit dem südlichen
Afrika in Folge des ersten Treffens der Außenminister der Europäischen Union und der
Southern African Development Community (SADC) und sprach sich für eine Fortsetzung die-
ser Zusammenarbeit in allen Bereichen aus. Er sprach sich weiter für einen intensiven politi-
schen Dialog zwischen der Europäischen Union und der Organisation für Afrikanische Einheit
(OAE), insbesondere hinsichtlich Konfliktverhütung in Afrika aus.

Der Europäische Rat zeigt sich besorgt über die Verschlechterung der Lage der Flüchtlinge
an den Grenzen zu Ruanda und des damit verbundenen Risikos regionaler Destabilisierung. Er
begrüßt und unterstreicht die äußerste Dringlichkeit der gegenwärtigen Initiativen der interna-
tionalen Gemeinschaft, die darauf abzielen, die Rückkehr der Flüchtlinge zu erleichtern, der
Regierung von Ruanda bei der Wiederherstellung rechtsstaatlicher Verhältnisse beizustehen und
die nationale Versöhnung zu fördern.
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9. Nuklearer Nichtverbreitungsvertrag

Der Europäische Rat bekräftigt das bereits auf dem Europäischen Rat in Korfu zum Ausdruck
gebrachte nachdrückliche und vorbehaltlose Eintreten der Europäischen Union für die Ziele
Universalität und unbefristete, unkonditionierte Weitergeltung des Vertrages über die Nichtver-
breitung von Kernwaffen (NW). Die Europäische Union wird im Rahmen ihrer „Gemein-
samen Aktion zur Vorbereitung der NW-Konferenz 1995" ihre Bemühungen fortsetzen, dieses
Ziel zu fördern.

10. Nuklearschmuggel

Der Europäische Rat hat seine Besorgnis über den Nuklearschmuggel ausgedrückt sowie Maß-
nahmen und Leitlinien zu seiner Bekämpfung gebilligt. Er fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, ihre Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zu verstärken und die Herkunfts-
und Transitländer bei der Bekämpfung vor Ort wirkungsvoll zu unterstützen. Weiterhin fordert
er alle Staaten, die dies noch nicht getan haben, auf, ihr ziviles sensitives Material (Plutonium
und hochangereichertes Uran) unter internationale Sicherungsmaßnahmen zu stellen.

11. Weltgipfel für soziale Entwicklung in Kopenhagen

Der Europäische Rat verfolgt die Vorbereitungen für den Weltgipfel für soziale Entwicklung
in Kopenhagen vom 6. bis 12. März 1995 mit besonderer Aufmerksamkeit. Die Europäische
Union ist am Vorbereitungsprozeß aktiv beteiligt und tritt engagiert für einen erfolgreichen Ab-
schluß ein.

12. Konferenz zur Klimarahmenkonvention in Berlin

Der Europäische Rat bekräftigt den Willen, auf der 1. Vertragsstaatenkonferenz zur Klimarah-
menkonvention in Berlin im März 1995 zum Schutz des Klimas vor schädlichen Veränderun-
gen für die Industriestaaten bis zum Jahre 2000 die Stabilisierung der CO2-Emissionen auf dem
Niveau des Jahres 1990 zu erreichen und zu prüfen, wie eine ähnliche Verpflichtung über das
Jahr 2000 hinaus herbeigeführt werden kann.

ZUSAMMENARBEIT IN DEN BEREICHEN JUSTIZ UND INNERES

Der Europäische Rat begrüßt die Fortschritte, die bei der Umsetzung des Aktionsplans vom
Dezember 1993 bisher erzielt werden konnten.

Dies gilt vor allem für die Harmonisierung des formellen Asylrechts und die Bedingungen
für die Aufnahme von Studenten und selbständigen Erwerbstätigen sowie die Harmonisierung
der Visapolitik. Er stellt mit Genugtuung fest, daß auf eine deutsche Initiative hin Reiseerleich-
terungen im Rahmen von Schulfahrten erzielt worden sind.

Er fordert den Rat auf, die Arbeiten über die Verordnungen zur Liste der visapflichtigen
Drittstaaten und zur einheitlichen Visamarke möglichst bis zur Tagung des nächsten Europäi-
schen Rates zum Abschluß zu bringen.

Europol

Der Europäische Rat hat die überragende Bedeutung der gemeinsamen Bekämpfung der inter-
nationalen organisierten Kriminalität, des Terrorismus und der Bedrohung durch Drogen unter-
strichen und hat deshalb beschlossen, daß die Konvention zur Errichtung von Europol späte-
stens bis zum Europäischen Rat in Cannes abzuschließen ist.
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Er begrüßt die unter deutschem Vorsitz erzielten Fortschritte bei der Erarbeitung der
Europol-Konvention. Er bedauert, daß trotz dieser Fortschritte die Beratungen bisher nicht ab-
geschlossen werden konnten.

Er hat den Rat (Justiz und Inneres) beauftragt, in Fortführung der bereits erzielten Ergebnis-
se und auf der Grundlage des bestehenden Entwurfs eine ausgewogene Lösung für den Aufbau
des Systems und die Rolle der Verbindungsbeamten, die Einbeziehung des Terrorismus in den
Aufgabenbereich von Europol sowie für die institutionellen Aspekte zu erreichen.

Der Europäische Rat hat mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, daß die Europol-Dro-
geneinheit als Vorläufer-Institution von Europol bei der Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität
und damit verbundener illegaler Geldwäschehandlungen bereits erste Erfolge verzeichnen kann.
Er ist übereingekommen, das Mandat dieser Institution auf den Kampf gegen den Handel mit
radioaktiven und nuklearen Materialien, Schleuserkriminalität, Autoschiebereien sowie auf mit
diesen Kriminalitätsformen zusammenhängende Geldwäsche auszudehnen, und fordert den Rat
auf, dies baldmöglichst durch einen geeigneten Rechtsakt umzusetzen.

Drogen

Der Europäische Rat erinnert an die Bedeutung, die er den weiteren Beratungen der zuständi-
gen Minister über den von der Kommission vorgelegten Aktionsplan der Union zur Drogenbe-
kämpfung beimißt. Er stellt fest, daß die Arbeiten in den entsprechenden Gremien begonnen
haben, und er ersucht darum, daß sie so zum Abschluß gebracht werden, daß auf der nächsten
Tagung des Europäischen Rates im Juni 1995 Schlußfolgerungen unterbreitet werden können.

Kraftfahrzeug- Wegfahrsperre

Der Europäische Rat begrüßt die Entwicklung von Strategien zur Bekämpfung der internatio-
nalen organisierten Kfz-Kriminalität und insbesondere die Absicht der Kommission, zu prüfen,
ob elektronische Wegfahrsperren für alle neuen Fahrzeuge eingeführt werden können.

Betrugsbekämpfung

Die Bürger Europas erwarten als Steuerzahler zu Recht, daß Betrügereien, Verschwendung und
Mißwirtschaft mit größter Strenge bekämpft werden. Dementsprechend hat der Vertrag über die
Europäische Union dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und dem Europäi-
schen Rechnungshof neue Befugnisse übertragen, die umfassend wahrgenommen werden müs-
sen. Der Europäische Rat fordert daher zu einer konzertierten Aktion der Organe und der Mit-
gliedstaaten auf.

Der Europäische Rat hat in diesem Zusammenhang den Bericht über den Schutz der finan-
ziellen Interessen der Gemeinschaften und die Entschließung über die strafrechtlichen Sanktio-
nen zur Kenntnis genommen, auf die sich der Rat (Justiz und Inneres) am 1. Dezember 1994
geeinigt hat. Der Europäische Rat fordert den Rat (Justiz und Inneres) auf, seine Beratungen
aktiv weiterzuführen, damit im ersten Halbjahr 1995 eine gemeinsame Maßnahme oder ein
Übereinkommen in diesem Bereich beschlossen werden kann. Er ersucht darüber hinaus den
Rat (Wirtschafts- und Finanzfragen), die Verordnung über den Schutz der finanziellen Interes-
sen der Gemeinschaft so bald wie möglich anzunehmen.

Der Europäische Rat ersucht die Mitgliedstaaten, Berichte über die Maßnahmen vorzulegen,
die sie auf innerstaatlicher Ebene zur Bekämpfung der Verschwendung und des Mißbrauchs
von Gemeinschaftsmitteln durchführen; diese Berichte werden auf der Tagung des Rates (Wirt-
schafts- und Finanzfragen) im Juni 1995 geprüft, damit sie dem Europäischen Rat im Dezem-
ber 1995 vorgelegt werden können. Zusätzlich sollten der Rat, die anderen Organe und die
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Mitgliedstaaten durchgreifendere Folgemaßnahmen zu den Sonderberichten des Europäischen
Rechnungshofs durchführen.

Aufnahme von Kriegs- und Bürgerkriegsflüchdingen

Der Europäische Rat würdigt die von einzelnen Mitgliedstaaten gezeigte Bereitschaft zur vor-
übergehenden Aufnahme einer großen Anzahl von Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlingen und
fordert den Rat (Justiz und Inneres) auf, die durch den Zustrom von Flüchtlingen entstehenden
Probleme zu prüfen mit dem Ziel, möglichst bald zu einer wirksamen Regelung der künftigen
Lastenteilung auf dem Gebiet der humanitären Hilfe zu gelangen.

EUROPA UND SEINE BÜRGER

Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß dem Konzept der Unionsbürgerschaft unter Be-
achtung der nationalen Besonderheiten und der Verfassungsgrundsätze in den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union konkrete Inhalte gegeben werden müssen. Er begrüßt deshalb die
politische Einigung über die Modalitäten des aktiven und passiven Wahlrechts bei Kommunal-
wahlen, das das bereits bestehende Wahlrecht der Unionsbürger bei den Wahlen zum Europäi-
schen Parlament ergänzen wird. Er geht davon aus, daß die Richtlinie noch vor Ende des Jah-
res vom Rat verabschiedet wird.

Der Europäische Rat ist sich einig, daß die Union bürgernäher und transparenter werden
muß. Der Beitritt neuer Mitgliedstaaten sollte der Anlaß sein, auf diesem Wege weiterzugehen.

Freizügigkeit in Europa

Der Europäische Rat ist besorgt darüber, daß das Übereinkommen über die Personenkontrolle
beim Überschreiten der Außengrenzen zur Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen gemäß
den Bestimmungen des Vertrags einschließlich der Personenfreizügigkeit immer noch nicht
abgeschlossen ist. Er fordert den Rat (Justiz und Inneres) auf, den Abkommensentwurf vor der
nächsten Tagung des Europäischen Rates zur Unterzeichnung zu bringen, vorbehaltlich der
Lösung der letzten noch offenen Frage.

In diesem Zusammenhang hat der Europäische Rat mit Befriedigung zur Kenntnis genom-
men, daß ab März 1995 die Personenkontrollen an den Binnengrenzen der Schengen-Staaten
abgeschafft werden und die Sicherheit der Bürger im Schengen-Raum durch Anwendung der
Ausgleichsmaßnahmen des Schengener Übereinkommens gewahrt wird.

Förderung von Toleranz und Verständigung

Der Europäische Rat unterstreicht die große Bedeutung der unionsweiten Bekämpfung von
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit für die Wahrung der Menschenwürde und des friedlichen
Zusammenlebens aller Bürger in der Europäischen Union.

Er billigt die im Zwischenbericht der Beratenden Kommission enthaltenen Leitlinien und
ersucht die Beratende Kommission, insbesondere die Arbeiten in den verschiedenen Bereichen
der Bildung und Ausbildung, der Information und der Medien sowie im Bereich Polizei und
Justiz zu vertiefen.

Der Zwischenbericht des Rates (Justiz und Inneres) sowie die Beiträge der Räte Bildung
und Jugend zu dieser Frage bilden eine gute Grundlage für weitere Schritte im Hinblick auf die
Erarbeitung einer Gesamtstrategie der Union gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit.

Diese Arbeiten werden wirkungsvoll begleitet durch die Bemühungen im Rahmen des
Europarats.
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Der Europäische Rat fordert die Beratende Kommission und die Räte Justiz und Inneres,
Bildung und Jugend auf, in diesem Sinne ihre Arbeiten weiterzuführen. Auf der Grundlage die-
ser Arbeiten wird der Europäische Rat in Cannes im Juni 1995 die Gesamtstrategie verabschie-
den.

Schiffskatastrophe der „Estonia" und Naturkatastrophen

Der Europäische Rat drückt seine volle Solidarität mit den Hinterbliebenen der Opfer der
„Estonia" und den Bevölkerungen der Regionen in Italien, Frankreich und Griechenland aus,
die in jüngster Zeit von Naturkatastrophen getroffen worden sind.

ANHANG I: LISTE DER VORRANGIGEN VERKEHRS- UND ENERGIEPROJEKTE

A. Verkehrsvorhaben

Laufende Arbeiten oder Arbeitsbeginn bis Ende 1996

1. Hochgeschwindigkeitszug Kombinierter Verkehr Nord-Süd [I/A/D]: Nürnberg - Erfurt -
Halle/Leipzig - Berlin / Brenner-Achse: Verona - München;

2. Hochgeschwindigkeitszug (Paris) - Brüssel - Köln - Amsterdam - London: Belgien:
franz./belg. Grenze - Brüssel - Lüttich - belg./deut. Grenze [B] / Brüssel - belg./niederl.
Grenze / Vereinigtes Königreich: London - Ärmelkanaltunnel [UK] / Niederlande: belg./
niederl. Grenze - Rotterdam - Amsterdam [NL] / Deutschland: (Aachen-)' G27 Köln -
Rhein/Main [D]

3. Hochgeschwindigkeitszug Süd [E/F]: Madrid - Barcelona - Perpignan - Montpellier /
Madrid - Vitoria - Dax

4. Hochgeschwindigkeitszug Ost: Paris - Metz - Straßburg - Appenweier (- Karlsruhe)
[F/D] / einschließlich der Abschnitte Metz - Saarbrücken - Mannheim [F/D] / und Metz
- Luxemburg [F/L]

5. Kombinierter Verkehr: konventionelle Bahnstrecke: Betuwe-Strecke [NL/D] / Rotterdam
- niederl./deut. Grenze - (Rhein/Ruhr)1

6. Hochgeschwindigkeitszug: Kombinierter Verkehr Frankreich - Italien [F/I] / Lyon -
Turin / Turin - Mailand - Venedig - Triest

7. Griechische Autobahnen: Pathe: Rio Antirio, Patras - Athen - Saloniki - Prohamon (grie-
chisch-bulgarische Grenze) und Via Egnatia: Igomenitsa - Saloniki - Alexandroupolis -
Ormenio / (griechisch-bulgarische Grenze) - Kipi / (griechisch-türkische Grenze)

8. Autobahn Lissabon - Valladolid [P/ES]

9. Zugverbindung: Cork - Dublin - Belfast - Larne - Stranraer [IRL/UK]

10. Flughafen Malpensa (Mailand) [I]

11. Feste Verbindung 0resund (Schiene/Straße) [DK/S]: zwischen Dänemark und Schweden
einschließlich Zufahrtsstrecken (Straße, Schiene, Luft)

12. Nordisches Dreieck [FIN/S]

1 Im Bau. Wird bereits auf Gemeinschaftsebene unterstützt.
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13. Straßenverbindung IRL - UK - Benelux [UK/(IRL)]

14. Hauptstrecke Westküste (Schiene) [UK]

B. Energievorhaben

(Vorhaben, bei denen kurzfristig - bis 1997 - mit den Arbeiten begonnen werden kann und die
mittelfristig - bis 1999 - abgeschlossen werden können.)

Vorhaben in der Europäischen Union
1. Elektrizitätsverbund Italien - Griechenland (Seekabel)
2. Elektrizitätsverbünd Frankreich - Italien
3. Elektrizitätsverbund Frankreich - Spanien
4. Elektrizitätsverbund Spanien - Portugal
5. Elektrizitäts verbünd zwischen dem Osten und dem Westen Dänemarks (Seekabel)
6. Erdgasnetz in Griechenland
7. Erdgasnetz in Portugal
8. Gas verbünd Spanien - Portugal

Vorhaben mit Nachbarstaaten
9. Gaspipeline Algerien - Marokko - EU
10. Gaspipeline Rußland - Weißrußland - Polen - EU

ANHANG II: BERICHT DER CHRISTOPHERSEN-GRUPPE

Wichtigste Empfehlungen

Die Gruppe der persönlichen Beauftragten der Staats- und Regierungschefs ersucht den Euro-
päischen Rat, die in dem Bericht der Gruppe enthaltenen Empfehlungen zu unterstützen. Diese
lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Der Europäische Rat wird ersucht,
a) den vorrangigen Charakter der Projekte des Anhangs 1, Teil 1 und des Anhangs 2, Liste

A zu bestätigen sowie
- den Rat und das Europäische Parlament aufzufordern, diese vorrangigen Projekte in die

Leitlinien, in denen die Projekte von gemeinsamem Interesse genannt werden, aufzuneh-
men;

- die Mitgliedstaaten und die Gemeinschaft aufzufordern, die Projekte soweit wie möglich zu
unterstützen und so rasch wie möglich durchzuführen;
b) das Europäische Parlament und den Rat aufzufordern, so rasch wie möglich die Leitli-

nien und die begleitende Verordnung über die Finanzierung zu verabschieden;
c) die Möglichkeit der Anwendbarkeit einer Netzkonzeption in ausgewählten Bereichen des

Umweltschutzes zur Kenntnis zu nehmen und die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaa-
ten aufzufordern, die Möglichkeit der Erstellung von Leitlinien zum Thema Umweltnetz-Infra-
strukturen und Hindernisse in diesem Zusammenhang zu prüfen, wobei der Einsatz bestehender
Finanzinstrumente zur Unterstützung künftiger Leitlinien und vorrangiger Projekte hervorzuhe-
ben ist;

d) anzuerkennen, daß administrative, rechtliche und ordnungspolitische Faktoren die Durch-
führung vorrangiger Projekte stark behindern, und die Mitgliedstaaten und die Kommission auf-
zufordern, alle zur Beseitigung dieser Hindernisse erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen;
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e) das Ziel einer verstärkten Zusammenarbeit mit Nachbarländern im Hinblick auf die An
bindung der transeuropäischen Netze an Netze außerhalb der Union, insbesondere die in Mittel-
und Osteuropa sowie im Mittelmeerraum, zu bestätigen;

f) das Ziel der Erleichterung von Partnerschaften zwischen dem öffentlichen und dem pri-
vaten Sektor zu bestätigen und die Mitgliedstaaten, die Kommission, die EIB und den EIF auf-
zufordern, diesbezügliche Maßnahmen zu ergreifen;

g) zu bestätigen, daß erforderlichenfalls Maßnahmen ergriffen werden, damit vorrangige
Projekte nicht in finanzielle oder andere Schwierigkeiten geraten, die ihre Durchführung ge-
fährden;

h) anzuerkennen, daß die besondere Vorgehensweise der Christophersen-Gruppe - Ermitt-
lung und Beschleunigung ausgewählter vorrangiger Projekte - für den Aufbau transeuropäi-
scher Netze von zusätzlichem Nutzen ist und daß diese Bemühungen fortgesetzt werden sollten,
und daher die nachstehenden von der Gruppe empfohlenen Folgemaßnahmen zu befürworten:
i) Der Europäische Rat sollte fortlaufend - auf der Grundlage eines jährlichen Berichtes der

Kommission an den Europäischen Rat - im Einklang mit dem vom Europäischen Rat im
Dezember 1993 verabschiedeten Weißbuch-Aktionsplan die Durchführung der vorrangigen
Projekte vorantreiben.

ii) Ist die Durchführung einzelner vorrangiger Projekte gefährdet, sollte die Kommission dies
dem Rat mitteilen; dieser erwägt unverzüglich - gegebenenfalls mit der Kommission und
dem EIB - geeignete Maßnahmen.

iii) Die Mitgliedstaaten und die Union sollten aufgefordert werden, die Schaffung geeigneter
Einrichtungen, die dem öffentlichen und dem privaten Sektor offenstehen, zu erwägen, um
vorrangige Projekte zu fördern; die Kommission, die EIB und der EIF sollten die Koordi-
nierung zwischen möglicherweise an vorrangigen Projekten interessierten Parteien aktiv
unterstützen, z. B. durch von der Kommission veranstaltete Projektworkshops; die Kommis-
sion prüft, wie die Schaffung solcher Einrichtungen durch Gemeinschaftsvorschriften er-
leichtert werden kann.

iv) Die Kommission und die EIB sollten, in Absprache mit den Mitgliedstaaten, die Fortschrit-
te bei der Finanzierung einzelner vorrangiger Projekte verfolgen; treten finanzielle Hinder-
nisse allgemeiner Art auf, die mehrere vorrangige Projekte betreffen, erwägen sie geeignete
Maßnahmen.

ANHANG III: FINANZIERUNGEN DER EUROPÄISCHEN INVESTITIONSBANK FÜR DIE
TRANSEUROPÄISCHEN NETZE

Der Rat fordert die Bank auf, ihre bereits weit vorangebrachte Tätigkeit der Unterstützung der
Finanzierung der vorrangigen Projekte fortzusetzen und künftig, unter Berücksichtigung ihrer
normalen Prüfungs- und Ausleihekriterien, ihre diesbezüglichen Anstrengungen noch zu ver-
stärken. Diese Anstrengungen sollten in enger Verbindung mit den jeweiligen Mitgliedstaaten
und Projektträgern erfolgen und, soweit möglich, den privaten Sektor bei der Finanzierung und
der Risikoübernahme einschalten.

Im Hinblick darauf errichtet die EIB einen speziellen Mechanismus für die Finanzierung
von Infrastrukturvorhaben von gemeinsamem Interesse für die Gemeinschaft, und zwar nament-
lich für diejenigen auf der Liste der prioritären TEN-Vorhaben. Hierdurch soll der im Rahmen
der Edinburgh-Fazilität erreichte Rhythmus der EIB-Finanzierungen beibehalten bzw. verstärkt
werden. Das spezielle Fenster ist für Verkehrs-, Telekommunikations- und Energievorhaben im
öffentlichen Sektor, im privaten Sektor und für gemeinsam in beiden Sektoren durchgeführte
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Vorhaben sowie für die Finanzierung von Umweltschutzmaßnahmen bei Projekten von trans-
europäischem Charakter bestimmt. Diese Finanzierungen werden nicht nur innerhalb der Union,
sondern auch in Mittel- und Osteuropa sowie in Skandinavien, im Mittelmeerraum und für die
Alpenüberquerung zur Verfügung stehen.

Unter entsprechenden Voraussetzungen wären die wichtigsten Merkmale:
a) sofern eine gesunde finanzielle Basis gegeben ist, Bereitstellung längerer Laufzeiten und

längerer tilgungsfreier Zeiten, um so die erforderliche Schuldentilgung besser mit dem zu er-
wartenden Cash-flow der Projekte in Einklang zu bringen;

b) Bereitstellung von Refinanzierungsfazilitäten an die Banken zu Beginn eines Projekts, so
daß diese davon ausgehen können, daß ihre Darlehen in Einklang mit ihren üblichen Laufzeiten
refinanziert werden können;

c) frühestmögliche Einschaltung der EIB in die Erörterung der finanziellen und vertragli-
chen Strukturierung eines Projekts in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und der Kom-
mission, so daß die Einschaltung der Bank und die des EIF die Identifizierung geeigneter Fi-
nanzierungskonstruktionen erleichtern können;

d) eine Ausweisung der normalen Einschaltungskriterien der Bank, um so eine systema-
tischere Berücksichtigung von Infrastrukturvorhaben in den Bereichen Verkehrs-, Energie- und
Telekommunikationsnetze zu erreichen, unabhängig davon, ob diese ihren Standort innerhalb
oder außerhalb der Fördergebiete haben.

Die Bank wird ihren Verwaltungsrat regelmäßig über die erzielten Fortschritte informieren
und ihrem Rat der Gouverneure jährlich Bericht erstatten.

Anhang IV: BERICHT DES RATES AN DEN EUROPÄISCHEN RAT ESSEN ÜBER DIE
STRATEGIE ZUR VORBEREITUNG DES BEITRITTS DER ASSOZIIERTEN
MOEL

I. Einleitung

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung im Juni 1993 in Kopenhagen beschlossen, daß die
assoziierten mittel- und osteuropäischen Länder, die dies wünschen, Mitglieder der Europäi-
schen Union werden können. Der Beitritt kann erfolgen, sobald ein assoziiertes Land in der
Lage ist, den mit einer Mitgliedschaft verbundenen Verpflichtungen nachzukommen und die in
den Schlußfolgerungen der genannten Tagung aufgezeigten erforderlichen wirtschaftlichen und
politischen Bedingungen zu erfüllen. Die Fähigkeit der Union, neue Mitglieder aufzunehmen,
dabei jedoch die Stoßkraft der europäischen Integration zu erhalten und ihren inneren Zusam-
menhalt und ihre grundlegenden Prinzipien zu wahren, stellt ebenfalls einen sowohl für die
Union als auch für die Beitrittskandidaten wichtigen Gesichtspunkt dar.

Die assoziierten Länder haben bemerkenswerte Fortschritte auf dem Wege zur politischen
und wirtschaftlichen Reform gemacht. Eine zielstrebige Fortsetzung dieses Reformkurses ist der
Schlüssel zur erfolgreichen Eingliederung in die EU.

Die assoziierten Länder müssen sich auf ihre Mitgliedschaft vorbereiten und verstärkte An-
strengungen unternehmen, damit sie die Verpflichtungen eines Mitgliedstaats übernehmen kön-
nen. Seitens der Europäischen Union müssen die institutionellen Voraussetzungen für ein rei-
bungsloses Funktionieren der Union auf der Regierungskonferenz im Jahre 1996 geschaffen
werden, die zu diesem Zweck vor Aufnahme der Beitrittsverhandlungen stattfinden muß. Dar-
über hinaus wünscht der Rat, daß die Kommission ihm eine eingehende Analyse der Auswir-
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kungen der Erweiterung im Kontext der gegenwärtigen Politiken der Union und deren Weiter-
entwicklung unterbreitet.

Der Europäische Rat ersuchte auf seiner Tagung in Korfu den Vorsitz und die Kommission,
ihm auf seiner nächsten Tagung über die erzielten Fortschritte, über den Annäherungsprozeß
seit der Tagung des Europäischen Rates in Kopenhagen sowie über die im Hinblick auf die
Vorbereitung des Beitritts zu verfolgende Strategie Bericht zu erstatten.

Die wichtigsten Instrumente dieser Strategie sind bereits vorhanden. Dabei handelt es sich
um die in Kopenhagen beschlossenen strukturierten Beziehungen zu den Institutionen der
Union sowie um die Europa-Abkommen. Diese Abkommen bilden ein flexibles und dynami-
sches Rahmenwerk für verschiedene Formen der Zusammenarbeit. Da auf Beschluß des Rates
mit weiteren Staaten Europa-Abkommen geschlossen werden, werden diese Staaten ebenfalls
in diese Strategie einbezogen werden.

Ziel der hier aufgezeigten Strategie ist es, den assoziierten Ländern für die Vorbereitung
ihres Beitritts einen Fahrplan an die Hand zu geben. Der wesentliche Bestandteil der Strategie
ist die schrittweise Vorbereitung dieser Länder auf ihre Eingliederung in den Binnenmarkt der
Europäischen Union im Wege einer stufenweisen Übernahme der Binnenmarktregelungen der
Union. Diese Strategie wird abgestützt durch Maßnahmen zur Förderung der Integration über
die Entwicklung der Infrastruktur, die Zusammenarbeit im Rahmen der transeuropäischen Net-
ze, die Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Regionen, die Zusammenarbeit im Um-
weltbereich wie auch über die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und die Zusammen-
arbeit in den Bereichen Justiz und Inneres, im Kultursektor sowie in den Bereichen allgemeine
Bildung und berufliche Ausbildung. Diese Integration wird durch das PHARE-Programm der
Union unterstützt, das sich auf einer Richtbasis zu einem wirksameren mittelfristigen Finanzin-
strument mit verbesserten Möglichkeiten zur Förderung der infrastrukturellen Entwicklung und
der intraregionalen Zusammenarbeit entwickeln wird. Es wird anerkannt, daß sich auch der ge-
meinschaftliche Besitzstand und die Politiken der Gemeinschaft weiterentwickeln werden.

In politischer Hinsicht wird die Strategie durch den Ausbau strukturierter Beziehungen zwi-
schen den assoziierten Ländern und der Union umgesetzt. Dies wird zur Schaffung einer
Atmosphäre des gegenseitigen Vertrauens beitragen und die Voraussetzung dafür schaffen, daß
Fragen von beiderseitigem Interesse in einem eigens hierfür eingerichteten Rahmen geprüft
werden können.

Die Strategie wird durch folgende Maßnahmen umgesetzt:

//. Strukturierte Beziehungen

Für diese Strategie kommt dem Aufbau „strukturierter Beziehungen" zwischen den assoziierten
Partnerländern in Mittel- und Osteuropa und den Institutionen der Europäischen Union eine
zentrale Bedeutung zu; damit soll es den assoziierten Ländern ermöglicht werden, bei der Erör-
terung von Fragen von beiderseitigem Interesse eine aktive Rolle zu übernehmen.

Die Schaffung eines multilateralen Rahmens für einen intensivierten Dialog und Konsulta-
tionen wurde vom Europäischen Rat in Kopenhagen beschlossen, der Treffen zwischen dem
Rat der Europäischen Union einerseits und den assoziierten Ländern andererseits vorsah. Diese
Beschlüsse werden durch diese Strategie bekräftigt.

Der strukturierte Dialog umfaßt Gemeinschaftsbereiche, vor allem solche mit transeuro-
päischer Dimension (einschließlich der Bereiche Energie, Umwelt, Verkehr, Wissenschaft und
Technik usw.), die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sowie die Bereiche Justiz und
Inneres. Dieser Dialog wird durch den Aufbau einer praktischen Zusammenarbeit zwischen den
Regierungen der Mitgliedstaaten einerseits und den Regierungen der assoziierten Länder ande-
rerseits mit Leben erfüllt und sollte auch auf der Ebene der Parlamente der teilnehmenden Län-
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der und des Europäischen Parlaments eingeführt werden. Dadurch, daß eine solche Zusammen-
arbeit zu einem normalen Bestandteil der Arbeit der Regierungen und der Parlamente wird,
wird ein wichtiger Beitrag zur Vorbereitung der Beitritte geleistet.

Es besteht Einvernehmen darüber, daß neben den im Rahmen der Europa-Abkommen ver-
einbarten Treffen der einzelnen Assoziierungsräte ab dem Jahr 1995 grundsätzlich folgende
Treffen mit den assoziierten Partnern zu Themen von gemeinsamem Interesse abgehalten wer-
den:
- Staats- und Regierungschefs: Treffen einmal im Jahr am Rande eines Europäischen Rates
- Außenminister: halbjährliches Treffen zur Erörterung der gesamten Breite der Beziehungen

zu den assoziierten Staaten, insbesondere des Standes und der Perspektiven des Heranfüh-
rungsprozesses

- Treffen der Minister mit Zuständigkeit für die Binnenmarktentwicklung, insbesondere
Finanz-, Wirtschafts- und Landwirtschaftsminister: Treffen einmal im Jahr

- Verkehrs-, Telekommunikations-, Forschungs- und Umweltminister: Treffen einmal im Jahr
- Justiz und/oder Inneres: halbjährlich ein Treffen
- Kultur, Bildung: jährlich ein Treffen.
Grundsätzlich sollen die Treffen anläßlich der entsprechenden Ratstagung stattfinden. Sofern
erforderlich, können auch zusätzliche Treffen mit den assoziierten Ländern terminiert werden.

Jeder Mitgliedstaat, der in der ersten Hälfte eines Kalenderjahres den Vorsitz übernimmt,
ist aufgefordert, in Abstimmung mit der nachfolgenden Präsidentschaft die Treffen mit den
assoziierten Staaten im voraus gemäß dem obenstehenden Plan für das jeweilige Kalenderjahr
festzulegen und in seinem Arbeitskalender auszuweisen.

Es ist äußerst wichtig, daß diese Tagungen mit den assoziierten Ländern sorgfältig vorberei-
tet werden. Diese Aufgabe und die Sicherstellung der horizontalen Kohärenz des strukturierten
Dialogs fällt dem AStV zu. Es könnte in Betracht gezogen werden, daß zur Vorbereitung der
Tagungen des Rates „Allgemeine Angelegenheiten" mit den Außenministern der assoziierten
Länder Mittel- und Osteuropas in den Fällen, in denen auf diesen Tagungen der gesamte
Fächer der Beziehungen zwischen der EU und den Ländern Mittel- und Osteuropas behandelt
werden soll, oder in anderen besonderen Situationen, die von Fall zu Fall zu beurteilen sind,
Vorbereitungsgespräche im Rahmen gemeinsamer Sitzungen in Brüssel, insbesondere auf Bot-
schafterebene, abgehalten werden.

///. Vorarbeiten zur Ausdehnung des Binnenmarktes

Die beitretenden Länder werden durch ihren Beitritt Teil des Binnenmarktes. Aus diesem Grun-
de muß die Vorbereitung auf den Binnenmarkt im Mittelpunkt der Strategie zur Vorbereitung
des Beitritts stehen. Diese Vorbereitung wird die assoziierten Länder dabei unterstützen, die
sich aus der Mitgliedschaft in der Union ergebenden Verpflichtungen auf sich zu nehmen und
ihre Fähigkeit zu entwickeln, sich dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der
Union zu stellen. In den kommenden Jahren wird die Eingliederung in den Binnenmarkt einen
komplexen Prozeß der Annäherung von Rechtsvorschriften, Nonnen und Standards mit sich
bringen. Die heute festgelegte Strategie ist daher mittelfristig angelegt, wird jedoch durch kurz-
fristige Maßnahmen, die sofort wirksam werden, flankiert.

Kurzfristige Maßnahmen

a) Handelspolitische Schutzinstrumente

Die Kommission wird unbeschadet des Standpunkts des Rates bei der Wahrnehmung ihrer Zu-
ständigkeiten für Antidumping und Schutzmaßnahmen sowie im Rahmen der einzelnen Europa-
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Abkommen die assoziierten Länder vor Einleitung von Verfahren informieren und im Falle
einer positiven Dumping- und Schadensfeststellung nach Beurteilung eines jeden Einzelfalles
gegebenenfalls Preisverpflichtungen gegenüber Zöllen eindeutig den Vorrang geben.

b) Handel mit Textilien

Die EU wird den Zugang für Textilien zum Markt der Union weiter verbessern, indem Zollfrei-
heit für die Waren gewährt wird, für die Vereinbarungen über den passiven Veredelungsver-
kehr bestehen und die unter die Verordnung Nr. 636/82 fallen, wobei der Anwendungsbereich
zu diesem Zweck ausgedehnt und entsprechend geändert wird.

c) Ursprungskumulierung

Der Schwerpunkt der Strategie hinsichtlich der Kumulierung wird auf einer Verbesserung der
Effizienz der Europa-Abkommen liegen. Dabei soll sichergestellt werden, daß die bestehenden
Kumulierungsbestimmungen von den Wirtschaftsteilnehmern voll in Anspruch genommen wer-
den können. Die für die vier assoziierten Länder bestehende diagonale Kumulierung wird auf
Rumänien und Bulgarien ausgedehnt werden. Die erfolgreiche Anwendung eines solchen Sy-
stems würde voraussetzen, daß sich alle assoziierten Länder auf ein System einigen und unter-
einander eine Vereinbarung schließen. Die Struktur sollte flexibel sein und es ermöglichen, daß
künftig weitere Länder einbezogen werden, mit denen Assoziierungsabkommen geschlossen
werden, beispielsweise mit den baltischen Staaten und Slowenien.

An zweiter Stelle sollte - soweit möglich gleichzeitig - die diagonale Kumulierung zwi-
schen den EG-/EFTA-Staaten, die hinsichtlich der Ursprungsregeln als ein Gebiet behandelt
werden, und den assoziierten Ländern eingeführt werden. Sämtliche EG-/MOEL-/EFTA-Länder
wären sodann in eine Art „europäisches Kumulations-System" einbezogen. Dabei wäre zu prü-
fen, ob die Notwendigkeit besteht, Umgehungen zu verhindern, indem spezifische Bestimmun-
gen in die Abkommen aufgenommen werden.

Bevor am Ende des Prozesses, dessen Schwierigkeiten nicht unterschätzt werden sollten, als
dritte Stufe die vollständige Kumulierung in alle Europa-Abkommen aufgenommen wird, wird
der Rat seinen Beschluß anhand einer sorgfältigen Prüfung der sektorspezifischen und regiona-
len Folgen der Einführung der vollständigen Kumulierung für die europäische Industrie fassen,
wobei er die Auswirkungen der beiden ersten Stufen berücksichtigen wird. Durch Konzentra-
tion auf die Harmonisierung der Ursprungsregeln und die Ausweitung der Kumulationsmög-
lichkeiten würde die Effizienz der Europa-Abkommen vergrößert, der Marktzugang für Ur-
sprungserzeugnisse verbessert und die wirtschaftliche Zusammenarbeit in ganz Europa stimu-
liert.

d) Angleichung im Falle Bulgariens und Rumäniens

Der für Bulgarien und Rumänien vorgesehene Zeitplan betreffend die Zölle und Zollkontingen-
te für gewerbliche Waren, Textilien, EGKS-Erzeugnisse und Agrarprodukte sowie landwirt-
schaftliche Verarbeitungserzeugnisse wird an den Zeitplan für die übrigen assoziierten Länder
entsprechend den vom Rat „Allgemeine Angelegenheiten" am 31. Oktober beschlossenen Mo-
dalitäten angeglichen.

e) Anpassung der Assoziierungsabkommen

Die Assoziierungsabkommen werden angepaßt, um der Erweiterung der Union Anfang 1995 -
zur Verhinderung einer Beeinträchtigung traditioneller Handelsströme - und dem Abschluß der
Uruguay-Runde Rechnung zu tragen und den Handel weiter auszubauen.
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Mittelfristige Maßnahmen

Binnenmarkt

Um zum Zeitpunkt des Beitritts auf die Teilnahme am Binnenmarkt vorbereitet zu sein, müssen
die assoziierten Länder ihre Rechtsvorschriften an die Rechtsvorschriften der Union angleichen.
Zur Unterstützung dieses Prozesses wird die Kommission nach Konsultationen mit den asso-
ziierten Ländern dem Rat ein Weißbuch über den Binnenmarkt vorlegen, in dem die Maßnah-
men aufgezeigt werden, die die assoziierten Länder ergreifen müssen.

In dem Weißbuch werden die einschlägigen Fortschritte in den verschiedenen Sektoren er-
mittelt, die zur Schaffung der Voraussetzungen für die Errichtung eines einheitlichen Marktes
beitragen.

Die Hauptaufgabe fällt dabei den assoziierten Ländern zu, die Rechtsvorschriften und
Durchführungsvorschriften erlassen und Normen und Zertifizierungsverfahren einführen
müssen, die mit denjenigen der EU in Einklang stehen.

Die EU verpflichtet sich, die assoziierten Länder bei dieser Aufgabe zu unterstützen. In
dem Weißbuch werden konkrete Verfahren der Zusammenarbeit vorgeschlagen, wobei die
Assoziierungsabkommen weitestgehend genutzt werden. Zu diesem Zweck wird die Kommis-
sion die erforderlichen organisatorischen Vorkehrungen treffen, um die notwendige fachliche
technische Hilfe zu geben, die Mitgliedstaaten an diesen Bemühungen wo immer möglich zu
beteiligen und die Koordinierung sicherzustellen.

Diese Aufgaben werden sowohl finanzielle Mittel als auch technische und juristische Hilfe
erfordern, die zu einem guten Teil über das PHARE-Programm bereitgestellt werden können.

Dieses Weißbuch wird für unsere Partner ein wichtiger Leitfaden für ihre Vorbereitung auf
den Beitritt sein und vom Europäischen Rat auf seiner Tagung im Juni 1995 geprüft werden.

Wettbewerbs- und Beihilfepolitik

Im Hinblick auf den künftigen Beitritt ist eine zufriedenstellende Durchführung der Wettbe-
werbspolitik und der Kontrolle der staatlichen Beihilfen in den assoziierten Ländern von beson-
derer Bedeutung. Die Arbeit in diesem Bereich ist in den meisten der assoziierten Länder hin-
sichtlich des Erlasses von Wettbewerbsvorschriften und der Errichtung von Wettbewerbsbehör-
den weit vorangeschritten.

Im Bereich der staatlichen Beihilfen wird die Kommission die assoziierten Länder dabei
unterstützen, ein Verzeichnis ihrer staatlichen Beihilfen, das auf der gleichen Grundlage wie in
der Union festgelegt wird, zu erstellen und regelmäßig auf den neuesten Stand zu bringen. Die
Kommission wird ersucht, dem Rat jährlich einen Bericht über diese Verzeichnisse vorzulegen.
Die Kommission kann darüber informieren, welche Beihilfearten in der Union zulässig sind
und inwieweit darüber hinaus Beihilfen zulässig sind, mit denen die spezifischen Probleme der
assoziierten Länder während des Reformprozesses überwunden werden. Die Kommission wird
ein Ausbildungsprogramm für Wettbewerbspolitik auflegen, bei dem das Fachwissen und die
Erfahrung der Kommission und der Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten genutzt wird.

Jedes assoziierte Land könnte eine einzige Behörde mit der Überwachung und der Kontrol-
le sämtlicher staatlicher Beihilfen beauftragen. Dadurch soll erreicht werden, daß die mit der
Kontrolle der staatlichen Beihilfen beauftragte Behörde ihre Aufgabe auf der Grundlage trans-
parenter Rechtsvorschriften unabhängig und möglichst einheitlich ausübt.

Wenn eine zufriedenstellende Durchführung der Wettbewerbspolitik und der Kontrollen der
staatlichen Beihilfen sowie die Anwendung der den Binnenmarkt betreffenden Rechtsvorschrif-
ten der Gemeinschaft gewährleistet sind und dadurch ein dem innerhalb des Binnenmarktes be-
stehenden Schutz vergleichbarer Schutz gegen unlauteren Wettbewerb gegeben ist, dürfte die
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Union bereit sein, vom Einsatz handelspolitischer Schutzinstrumente im Bereich der gewerbli-
chen Erzeugnisse Abstand zu nehmen.

IV. Landwirtschaft

Die Landwirtschaft und die Nahrungsmittelindustrie in den assoziierten Ländern tragen erheb-
lich zu deren wirtschaftlichen Entwicklung bei. Daher wird die Kommission die Auswirkungen
sämtlicher subventionierter Ausfuhren auf die Landwirtschaft in diesen Ländern prüfen. Sie
wird dies anhand des jeweiligen Preisniveaus in der EU und den assoziierten Ländern tun und
diesen Unterschieden bei der Festsetzung der Erstattungen Rechnung tragen. Der Rat nimmt
Kenntnis von dem Vorschlag der Kommission, die Assoziierungsabkommen unter anderem im
Lichte der Ergebnisse der Uruguay-Runde und der Erweiterung der Union anzupassen. Um eine
etwaige Lücke nach den Beitritten am 1. Januar 1995 und der förmlichen Anpassung der Asso-
ziierungsabkommen zu überbrücken, sollten autonome Maßnahmen rein technischer Art ergrif-
fen werden, um die traditionellen Handelsströme nicht zu unterbrechen.

Darüber hinaus wird die Kommission ersucht, in einem Bericht darzulegen, warum nur
wenige der von der Union eröffneten Zollkontingente voll ausgeschöpft werden, und im ersten
Halbjahr 1995 zu erläutern, wie die derzeitigen Kontingente besser in Anspruch genommen
werden könnten.

Da die Landwirtschaft ein Schlüsselfaktor in dieser Strategie ist, wird die Kommission er-
sucht, in der zweiten Hälfte des Jahres 1995 eine Untersuchung über alternative Strategien zur
Entwicklung der Beziehungen im Bereich Landwirtschaft zwischen der EU und den assoziier-
ten Ländern im Hinblick auf den künftigen Beitritt dieser Länder vorzulegen.

V. Investitionsförderung

Rasches Wachstum und eine weitere Strukturreform in den assoziierten Ländern sind wesentli-
che Voraussetzungen für den letztendlichen Erfolg des Prozesses des wirtschaftlichen Wandels
in diesen Ländern. Die zunehmende Ersparnisbildung wird zwar Inlandsinvestitionen finanzie-
ren, doch sind auch umfangreiche Auslandsinvestitionen vonnöten. Die Europäische Union hat
daher ein Programm zur Förderung von Investitionen seitens der Union verabschiedet, jedoch
gleichzeitig anerkannt, daß die größten Bemühungen von den assoziierten Ländern selbst aus-
gehen müssen.

Im Einklang mit den vom Rat „Allgemeine Angelegenheiten" am 31. Oktober vereinbarten
Modalitäten wird dieses Programm die weitere Unterstützung von Investitionsförderungsstellen,
die Einsetzung eines Wirtschaftsbeirats sowie die weitere Unterstützung - im Rahmen des
PHARE-Programms von Initiativen wie der Umstrukturierung und Modernisierung von Produk-
tionskapazitäten, der Entwicklung kleiner Betriebe und der finanziellen Unterstützung für Infra-
struktur-Investitionen umfassen.

VI. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

Strukturierte Beziehungen in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sind besonders
wichtig als Mittel zur Überwindung des weitverbreiteten Gefühls der Unsicherheit in Mittel-
und Osteuropa. Sie können die Bemühungen im Rahmen der Westeuropäischen Union, der
NATO und der Partnerschaft für den Frieden, der Konferenz über Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa und des Stabilitätspakts um mehr Sicherheit und Stabilität überall in Europa
stärken. Die Union und die assoziierten Länder haben ein gemeinsames Interesse an der Ver-
hütung von Konflikten etwa im Zusammenhang mit Grenzfragen und sollten sich häufig über
außen- und sicherheitspolitische Themen von gegenseitigem Interesse konsultieren.
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In diesem Bereich der Zusammenarbeit sind erhebliche Fortschritte erzielt worden. Der
multilaterale politische Dialog mit den assoziierten Ländern ist im Anschluß an die Schlußfol-
gerungen des Europäischen Gipfels von Kopenhagen im Juni 1993 intensiviert worden und
zielt nunmehr darauf ab, die assoziierten Länder mit Verfahren innerhalb der EU vertraut zu
machen und ihnen gleichzeitig die Gelegenheit zu bieten, sich an Aktionen der Union zu betei-
ligen.

Der Rat „Allgemeine Angelegenheiten" hat auf seiner Tagung am 7. März 1994 beschlos-
sen, nicht nur den Dialog auf allen Ebenen zu intensivieren und auszuweiten, sondern auch den
assoziierten Ländern die Möglichkeit zu eröffnen, sich bestimmten Maßnahmen der Union im
Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik wie Erklärungen, Demarchen und ge-
meinsamen Aktionen anzuschließen. Leitlinien für die praktische Durchführung solcher Maß-
nahmen wurden im Benehmen mit den assoziierten Ländern im Oktober 1994 festgelegt.

Auf diesen Prozeß kann man bauen, und die Zusammenarbeit kann gezielter und substan-
tieller werden, wenn zu Beginn einer Präsidentschaft prioritäre Themen festgelegt werden.

VII. Inneres und Justiz

In der „Berliner Erklärung", die von den an der Berliner Konferenz am 8. September 1994 teil-
nehmenden Justiz- und Innenministern verabschiedet wurde, wird betont, daß der Zusammenar-
beit bei der Bekämpfung sämtlicher Formen der organisierten Kriminalität im Hinblick auf den
Beitritt der assoziierten Länder zur EU besondere Bedeutung zukommt. Im Sinne der „Berliner
Erklärung" zieht die EU eine Zusammenarbeit mit den assoziierten Ländern unter anderem in
folgenden Bereichen in Betracht:
- illegaler Rauschgifthandel
- Diebstahl von und illegaler Handel mit radioaktiven und nuklearen Substanzen
- Schleuserkriminalität
- Kraftfahrzeugverschiebung.
Die EU wird die Bereiche festlegen, in denen die Zusammenarbeit mit den assoziierten Län-
dern entweder vom Standpunkt dieser Länder oder von dem der Union aus besonders dringend
oder besonders vielversprechend ist. Ein umfangreiches Maßnahmenpaket mit Vorschlägen da-
für, wie die Zusammenarbeit in den in der Berliner Erklärung aufgeführten Bereichen erfolgen
sollte, wäre dem Europäischen Rat unter französischem Vorsitz vorzulegen. Die Zusammenar-
beit in den Bereichen Asyl und Einwanderung sollte ebenfalls gefördert werden, und zwar ins-
besondere durch die Herstellung von Verbindungen zwischen den assoziierten Ländern und
CIREA und CIREFI (den Informations-, Reflexions- und Austauschzentren für Asylfragen und
Einwanderung).

VIII. Umwelt

Die Umweltfragen sind von lebenswichtiger Bedeutung sowohl für die assoziierten Länder als
auch für die Europäische Union. Viele dieser Probleme können nur auf europäischer Ebene
gelöst werden, und daher ist eine enge Zusammenarbeit unerläßlich.

Zu diesem Zweck betont die EU, wie wichtig es ist, daß die auf der Tagung des Rates
(Umwelt) mit den Umweltministern der assoziierten Länder am 5. Oktober 1994 in Luxemburg
festgelegten Ziele erreicht werden.

Die EU weist nachdrücklich auf die Bedeutung des Prozesses „Umwelt für Europa" hin und
wird bei der Vorbereitung der im Jahre 1995 in Sofia stattfindenden Konferenz eng zusammen-
arbeiten.
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Innerhalb eines geeigneten Rahmens müßte ein intensiver Informationsaustausch über die
Umweltpolitik, Strategien für eine nachhaltige Entwicklung, die Integration der Umwelt-
anforderungen in andere Politiken, die Gesetzgebung auf EU- und nationaler Ebene sowie über
Initiativen in anderen internationalen Gremien sichergestellt werden. Die Prioritäten für ein
Programm zur Herstellung der Konvergenz der Umweltpolitiken und zur Angleichung der Um-
weltvorschriften der assoziierten Länder müßten ermittelt werden.

Eine enge Zusammenarbeit der assoziierten Länder mit der Europäischen Umweltagentur
in Übereinstimmung mit Artikel 19 der Satzung dieser Agentur sowie ein künftiger Beitritt zu
dieser Agentur werden dazu beitragen, die in Luxemburg festgelegten Ziele zu erreichen.

Es ist besonders wichtig, die VN-Klimarahmenkonvention schnellstmöglich zu ratifizieren
und umzusetzen, um insbesondere die Stabilisierung, Beschränkung und Verringerung der CO2-
Emissionen entsprechend der Konvention zu erreichen, und eng zusammenzuarbeiten, um eine
etwaige Weiterentwicklung der in der Konvention vorgesehenen Verpflichtungen auf der ersten
Vertragsstaatenkonferenz 1995 in Berlin zu ermöglichen.

Ferner betont die EU die Notwendigkeit, die Umweltschutzerfordernisse im Lichte der auf
der Ministertagung in Luxemburg am 5. Oktober verabschiedeten Empfehlungen und festge-
legten Ziele in die nationale und europäische Verkehrspolitik zu integrieren. Die EU vereinbart
eine enge Zusammenarbeit bei der bereits begonnenen Vorbereitung der ECE-Konferenz über
Verkehr und Umwelt im Jahre 1996, um ein positives Ergebnis der Konferenz im Sinne der auf
der Ministertagung vom 5. Oktober festgelegten Schlußfolgerungen zu erzielen.

Eine Unterstützung im Rahmen des PHARE-Programms kann gewährt werden, damit die
von der Europäischen Union und ihren Partnern gemeinsam festgelegten Ziele leichter verwirk-
licht werden können. Die Europäische Union wird sonstige Geber und die internationalen Fi-
nanzierungsinstitutionen ermutigen, dieses Programm zu unterstützen und ihre Zusammenarbeit
zu verbessern, um Synergieeffekte zu erzielen.

IX. Verkehr/TEN

Die Einbeziehung der assoziierten Länder in die Transeuropäischen Netze (TEN) ist ein
Schlüsselfaktor für die Stärkung ihrer wirtschaftlichen und politischen Bindungen an die Union.

Demzufolge hat sich die Gruppe der persönlichen Vertreter der Staats- und Regierungschefs
in den Bereichen Verkehr und Energie unter Berücksichtigung der einschlägigen Leitlinien für
das Gebiet der Gemeinschaft und der Prioritäten der Nachbarstaaten mit der Frage einer Aus-
weitung der TEN auf diese Staaten befaßt. Ihre Empfehlung zur Intensivierung der Koordinie-
rungsverfahren ist ein wesentlicher Schritt hin zur Errichtung der Transeuropäischen Netze über
die Grenzen der Union hinaus.

Die Gruppe schlug weitere Arbeiten in bezug auf folgende Projekte vor: Berlin - Warschau
- Minsk - Moskau (Schiene und Straße); Dresden - Prag (Schiene und Straße); Nürnberg -
Prag (Straße); ständige Verbindung über die Donau zwischen Bulgarien und Rumänien (Schie-
ne und Straße); Helsinki - St. Petersburg - Moskau (Schiene und Straße); Triest - Laibach -
Budapest - Lemberg - Kiew (Schiene und Straße); Rußland - Weißrußland - Polen - EU
(Erdgas-Pipeline); Telematik-Plattform in der Ostsee und Stromringnetz im Baltikum.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten werden gemäß den Schlußfolgerungen der Gruppe
weiterhin intensiv prüfen, welchen Korridoren und Verfahren Priorität einzuräumen ist und wie
sie vollendet werden können. Zu diesem Zweck sind die verfügbaren Finanzierungsinstrumente
möglichst effizient zu nutzen. Dies gilt für Darlehen der Europäischen Investitionsbank, das
PHARE-Programm und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in Verbindung mit der Ge-
meinschaftsinitiative „INTERREG II".
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Besondere Beachtung wäre dem von der EIB angekündigten TEN-Sonderfenster zu schen-
ken, das auch für Projekte in den assoziierten Ländern von Bedeutung ist. Programme in den
Bereichen Verkehr, Telekommunikation und Energie sowie transeuropäische Umweltprogram-
me würden unter diese Fazilität fallen.

X Kultur Bildung und Ausbildung

1. Allgemeines

Das grundlegende Ziel, die Zusammenarbeit mit den assoziierten Ländern nicht nur wirtschaft-
lich und politisch auszuweiten, sondern sie auch in den Bereichen Bildung, Jugend und Kultur
weiterzuentwickeln, wird von den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, dem Europäischen Parla-
ment und der Kommission unterstützt. Während die Gemeinschaft angemessene Beiträge leisten
sollte, ist es Sache der Mitgliedstaaten, über die weitere Vertiefung ihrer Beziehungen zu den
assoziierten Ländern in Übereinstimmung mit ihren Zielen und ihrer Einschätzung der Mög-
lichkeiten, wie dies zu erreichen ist, zu beschließen. Bei allen Aktivitäten ist der sprachlichen
und kulturellen Vielfalt der Union uneingeschränkt Rechnung zu tragen.

2. Kultur

Die Kommission ist ersucht worden, alle derzeitigen und geplanten Programme der Gemein-
schaft und ihrer Mitgliedstaaten sowie internationaler Organisationen mit den assoziierten Län-
dern im Bereich der Kultur im Hinblick auf die Schaffung einer größeren Transparenz und bes-
seren Koordinierung zu ermitteln.

Die von der Kommission vorgelegten neuen kulturellen Programme, die derzeit noch erör-
tert werden, könnten für Drittländer geöffnet werden; eine angemessene Beteiligung der asso-
ziierten Länder sollte in Übereinstimmung mit dem Beschluß des Rates vom 27. Juli 1994
möglich sein.

Die Europa-Abkommen sowie die bilateralen Abkommen bieten eine breite Palette von
Möglichkeiten zur Intensivierung der kulturellen Zusammenarbeit, unter anderem die Erhaltung
des kulturellen und architektonischen Erbes, die berufliche Bildung, die Übersetzung literari-
scher Werke, den Austausch nichtkommerzieller Kunstwerke, Filmproduktionen und die Zu-
sammenarbeit im audiovisuellen Sektor sowie die Zusammenarbeit zur Verhinderung des ille-
galen Handels mit Kulturgütern.

3. Bildung

Die Gemeinschaftsprogramme „Leonardo" und „Sokrates" sowie das Programm „Jugend für
Europa" sollten auf der Grundlage des Ratsbeschlusses vom 27. Juli 1994 für die assoziierten
Länder zugänglich sein. Ebenso wichtig sind das TEMPUS-Programm im Hinblick auf die För-
derung der Neustrukturierung des höheren Bildungswesens und die berufliche Ausbildung.

Die europäischen akademischen Institute sollten die assoziierten Länder nach und nach in
ihre Arbeiten miteinbeziehen, und in den assoziierten Ländern sollte eine verstärkte Zusammen-
arbeit mit auf Europa ausgerichteten Institutionen in Betracht gezogen werden.

Die bilaterale Zusammenarbeit in den betroffenen Bereichen - z. B. die strukturelle Reform
der beruflichen Ausbildung und die Entwicklung neuer, im Zuge der Reform des Wirtschaftssy-
stems erforderlicher Qualifikationen - ist von besonderer Bedeutung. Darüber hinaus könnten
die bilateralen Bemühungen zur Förderung des Austauschs von Universitätsstudenten und
-professoren sowie die gemeinsame Entwicklung von Lehrplänen ebenso wie die Gründung von
Partnerschaften zwischen Schulen und die Förderung des Erlernens europäischer Sprachen
intensiviert werden.
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4. Ausbildung leitender Beamter

Das Ausbildungsprogramm der Kommission sowie die nachhaltigen Bemühungen der einzelnen
Länder, Diplomaten und sonstigen Regierungsbeamten aus den assoziierten Ländern, die erfor-
derlichen Kenntnisse in europäischer Politik, in Europarecht und damit zusammenhängenden
Disziplinen zu vermitteln, sollten verstärkt und ausgeweitet werden.

5. Information

Es besteht das Bedürfnis unter den Mitgliedstaaten der EU und den assoziierten Ländern nach
einer besseren Kenntnis der gesellschaftlichen Verhältnisse der jeweils anderen Seite. Daher
sind die Informationsbemühungen auszuweiten und zu vertiefen, wobei natürlich das Prinzip
der Unabhängigkeit von Rundfunk und Fernsehen, der Pressefreiheit und der freien Verbreitung
von Meinungen in vollem Umfang zu respektieren ist.

XI. Finanzielle Zusammenarbeit

Die wesentliche Rolle der finanziellen Unterstützung durch die EU im Rahmen des PHARE-
Programms besteht darin,
- den assoziierten Ländern zu helfen, den „gemeinschaftlichen Besitzstand" zu absorbieren;
- die marktwirtschaftlichen Reformen und die mittelfristige Umstrukturierung der Volkswirt-

schaften und gesellschaftlichen Verhältnisse in diesen Ländern zu vollenden, um auf diese
Weise die Voraussetzungen für deren künftige EU-Mitgliedschaft zu schaffen.

Das PHARE-Programm ist auf angemessene Weise mit Mitteln auszustatten, wobei die Neu-
festlegung der im Rahmen dieser Strategie vorgesehenen Prioritäten zu berücksichtigen ist.
Flexible mehrjährige Planungen mit Richtwerten werden sowohl ganz generell als auch für die
einzelnen Länder erforderlich sein. Im Mittelpunkt wird in den kommenden fünf Jahren die
Festlegung einer umfassenden Rahmenvereinbarung stehen. Die finanzielle Vorausschau von
Edinburgh einschließlich der vorgesehenen Steigerungsraten und der Steigerung aufgrund der
EU-Erweiterung werden für das PHARE-Programm weiterhin maßgebend sein.

Die Haushaltsvoranschläge 1995 für das PHARE-Programm sollen auch für die folgenden
Jahre bis 1999 ein finanzielles Minimum darstellen. Der Rat wird die Steigerungsraten, die er
prinzipiell für wünschenswert hält, nach dem Europäischen Rat in Essen überprüfen. Dies wird
die Effizienz des PHARE-Programms bei der Unterstützung des zum Beitritt führenden Integra-
tionsprozesses steigern, wobei den Standpunkten der europäischen Länder Rechnung getragen
wird. Mit dem PHARE-Programm werden Maßnahmen zur Förderung der Annäherung von Ge-
setzen und Normen sowie der wirtschaftliche Reformprozeß und die Entwicklung einer ange-
messenen Infrastruktur unterstützt. Zur Unterstützung des Ausbaus der Infrastruktur wird die
Europäische Union die auf dem Kopenhagener Gipfel vereinbarte Grenze von 15 Prozent für
die PHARE-Finanzierung auf 25 Prozent anheben.

Die EIB wird ersucht, ihre Darlehenstransaktionen innerhalb ihrer derzeitigen gesicherten
Darlehensobergrenze insbesondere im Bereich der Infrastrukturinvestitionen als Beitrag zur
Vorbereitung des Beitritts auszuweiten. Sie sollte - wo immer möglich - die Möglichkeiten
einer engen Zusammenarbeit mit dem PHARE-Programm und den internationalen Finanzinsti-
tutionen sondieren.

XII. Intraregionale Zusammenarbeit und Förderung „gutnachbarlicher Beziehungen"

Für den Erfolg dieser Strategie ist die regionale Zusammenarbeit zwischen den assoziierten
Ländern selbst und mit ihren unmittelbaren Nachbarn von besonderer Bedeutung. Der Stabili-
tätspakt stellt diese Aspekte unter dem politischen und sicherheitspolitischen Gesichtspunkt her-
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aus; viele praktische Beispiele der Zusammenarbeit zwischen Nachbarländern werden aus dem
PHARE-Programm finanziert. Diese Art der Zusammenarbeit ist auch für die Förderung der
regionalen Wirtschaftsentwicklung wichtig.

Die EU ermutigt die assoziierten Länder, die bilateralen Freihandelsbeziehungen, die jedes
einzelne von ihnen mit der Union unterhält, auch untereinander einzuführen. In diesem Zusam-
menhang zeigen die Bestrebungen zur Schaffung einer mitteleuropäischen Freihandelszone in
die richtige Richtung.

Zur verstärkten Förderung der regionalen Zusammenarbeit, die zur Verwirklichung des Sta-
bilitätspakts beiträgt, wird die EU
- eine neue Initiative zur Förderung des Handels in der Region in die Wege leiten. Diese

Initiative wird folgendes umfassen: Hilfe bei der Einführung moderner Handelsgesetze, so-
weit erforderlich, Transfer von EU-Know-how und beim Marketing, Unterstützung bei der
Verbreitung von EU-Normen und technische Unterstützung bei der Entwicklung einer Aus-
fuhrversicherung und von Ausfuhrgarantien;

- gemäß den Vereinbarungen des Rates „Allgemeine Angelegenheiten" vom 31. Oktober ein
Programm für die regionale Zusammenarbeit und „gutnachbarliche Beziehungen" einführen,
mit dem mehrjährige und mehrere Länder einbeziehende Projekte der Zusammenarbeit in
Land- und Seegrenzregionen gefördert werden sollen, an denen Länder der Union/MOEL,
MOEL/MOEL und MOEL/GUS beteiligt sind und die sich auf Bereiche wie Verkehr, Ver-
sorgungsleistungen, Umwelt, Wirtschaftsentwicklung, Humanressourcen und Landwirtschaft
erstrecken. Aus diesem Programm sollen Projekte der regionalen Zusammenarbeit entlang
der Grenze zwischen der EU und den MOEL gemeinsam mit INTERREG finanziert wer-
den. Bei der Gewährung von Mitteln für die in Frage kommenden Länder wird sorgfältig
darauf geachtet, daß die Anstrengungen, die für Grenzregionen entlang der Grenze der ge-
genwärtigen Gemeinschaft bereits ins Auge gefaßt wurden, nicht vermindert werden. Unter
geeigneten Umständen können Mittel aus diesem Programm in kohärenter und wirksamer
Weise mit Mitteln der EIB, der EBWE und der Weltbank kombiniert werden, um eine sub-
stantielle, koordinierte und rasch auszahlbare Hilfe für Projekte im Zusammenhang mit
regionaler Zusammenarbeit und gutnachbarlichen Beziehungen bereitzustellen. Der Rat
ersucht die Kommission, zu dieser Frage rechtzeitig zu dem Treffen des Stabilitätspaktes
einen Bericht vorzulegen;

- ein Programm zur Verhinderung von Verzögerungen an den Grenzen entwickeln.

Die Europäische Union bekräftigt durch die Verabschiedung dieser Strategie, daß sie sich für
den Beitritt der assoziierten Länder einsetzt, weist jedoch gleichzeitig auf den Umfang der An-
strengungen hin, die für die erforderlichen Anpassungen der sich entwickelnden Unionspoliti-
ken erforderlich sind. Mit dieser Strategie soll diesen Ländern dabei geholfen werden, sich der
Herausforderung, die für sie der Weg zum Beitritt darstellt, zu stellen.

ANHANG V: BERICHT DES RATES AN DEN EUROPÄISCHEN RAT ESSEN ÜBER DIE
KÜNFTIGE MITTELMEERPOLITIK

1. Der Rat hat die Mitteilung an den Rat und das Europäische Parlament über die Verstärkung
der Mittelmeerpolitik der Europäischen Union durch die Entwicklung einer Partnerschaft Euro-
pa-Mittelmeer geprüft, welche die Europäische Kommission am 25. Oktober 1994 auf Ersuchen
des Europäischen Rates (Korfu) vorgelegt hat. Der Rat hat auf seiner Tagung vom 31. Oktober
1994 mit großem Interesse Kenntnis von der Mitteilung der Kommission genommen.
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2. Der Rat teilt voll und ganz die Auffassung der Europäischen Kommission, daß der Mittel-
meerraum ein Gebiet von strategischer Bedeutung für die Gemeinschaft darstellt. Frieden, Sta-
bilität und Wohlstand in dieser Region haben für Europa mit den allerhöchsten Vorrang.

3. In Anbetracht dessen macht sich der Rat den allgemeinen Ansatz und die Ziele einer Part-
nerschaft Europa-Mittelmeer zu eigen, deren Grundlage, wie in der Mitteilung der Kommission
erläutert, eine verstärkte Zusammenarbeit in einer großen Zahl von Bereichen ist. Eine solche
Partnerschaft müßte auf den bereits bestehenden engen Beziehungen mit den Ländern dieser
Region und den vorhandenen Strukturen der allgemeinen Mittelmeerpolitik der Europäischen
Union aufbauen. Sie müßte darüber hinaus die besonderen Bedürfnisse und Möglichkeiten
jedes der betroffenen Länder1 mit berücksichtigen.

4. Der Rat unterstützt die Entwicklung eines Raums Europa-Mittelmeer, in dem politische Sta-
bilität und Sicherheit herrschen. Die Verstärkung des politischen Dialogs muß sich auf die
Wahrung demokratischer Grundsätze, verantwortungsvolle Staatsführung und die Achtung der
Menschenrechte stützen.

5. Der Rat teilt die Auffassung, daß ein erster wichtiger Baustein einer künftigen Partnerschaft
Europa-Mittelmeer die von der Kommission in ihrer Mitteilung vorgeschlagene schrittweise
Einführung eines freien Handelsverkehrs der Mittelmeerstaaten untereinander sowie zwischen
der gesamten Region und der Europäischen Union wäre. Die regionale Zusammenarbeit wird
ein zentraler Faktor beim Aufbau einer solche Freihandelszone sein.

6. Der Rat teilt die Auffassung, daß diese schrittweise Entwicklung durch eine umfangreiche
zusätzliche finanzielle Hilfe unterstützt werden sollte.

Der Rat wird diese Frage nach der Tagung des Europäische Rates (Essen) umgehend prüfen
und dabei die folgende Gesichtspunkte berücksichtigen:
- Grundlage für diese Beratungen sind die Beschlüsse des Europäischen Rates (Edinburgh)

zu den Eigenmitteln einschließlich der Finanziellen Vorausschau betreffen „Externe Politik-
bereiche";

- gemäß dem Europäischen Rat (Edinburgh) sollte in Anbetracht der sich verändernden Prio-
ritäten der Gemeinschaft eine angemessene Ausgewogenheit bei der geographischen Auftei-
lung der gemeinschaftlichen Mittelbindungen gewahrt werden;

- was die künftige Struktur der finanziellen Unterstützung des Mittelmeerraums betrifft, so
bedarf diese Frage nach Ansicht des Rates weiterer Vertiefung durch die Kommission und
eingehender Beratungen im Rat.

7. Der Rat macht sich den Ansatz der Kommission zu eigen, daß die Europäische Union mit
dem Ausbau weiterer, gemeinsam mit den Partnern im Mittelmeerraum festzulegender Bereiche
der Zusammenarbeit beginnen sollte. Hierunter könnten die industrielle und die Entwicklungs-
zusammenarbeit, die soziale und kulturelle Zusammenarbeit, die Bereiche Energie, Umwelt,
Informations- und Kommunikationstechnologie, Dienstleistungen, Kapitalverkehr, Wissenschaft
und Technik, Drogenhandel, illegale Einwanderung, Fremdenverkehr sowie Verkehrswesen und
Infrastrukturnetze fallen.

8. Der Rat vermerkt daß die Unterstützung der Europäischen Union für den Mittelmeerraum
die von den betreffenden Ländern zu unternehmenden erheblichen Anstrengungen zur Verbes-

1 Die betreffenden Länder sind in alphabetischer Reihenfolge: Ägypten, Algerien, Israel, Jordanien,
Libanon, Malta, Marokko, Syrien, Türkei, Tunesien, Zypern sowie die Besetzten Gebiete.
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serung ihrer eigenen Situation und ihrer wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung nicht erset-
zen kann.

9. Der Rat unterbreitet daher das nachstehende Konzept für entsprechende Maßnahmen, die
sich der Europäische Rat in Essen zu eigen machen könnte und die darin bestünden, daß
- erneut die Bereitschaft der Europäischen Union bekräftigt wird, die Mittelmeerländer bei

ihren Bemühungen zur schrittweisen Umwandlung ihrer Region in ein Gebiet des Friedens,
der Stabilität, des Wohlstands und der Zusammenarbeit durch Entwicklung einer Partner-
schaft Europa-Mittelmeerraum zu unterstützen und stufenweise die Handelsbeziehungen
zwischen den Parteien auf der Grundlage unter anderem der Ergebnisse der Uruguay-Runde
zu stärken;

- bis Ende dieses Jahres die Verhandlungen mit Marokko, Tunesien und Israel, wie vom
Europäischen Rat in Korfu gefordert, abgeschlossen werden;

- in Kürze ähnliche Verhandlungen mit Ägypten und anderen in Frage kommenden Mittel-
meerländern, die dies wünschen, aufgenommen werden;

- die Wirtschaftshilfe für Algerien, wie vom Europäischen Rat in Korfu vorgesehen, fortge-
setzt wird und gleichzeitig alle Beteiligten, die Gewalt ablehnen, zum Dialog aufgerufen
werden;

- die Kommission und der Rat aufgefordert werden, die unter Nummer 6 genannten Grund-
sätze umzusetzen;

- die Verhandlungen mit der Türkei über die Vollendung und vollständige Einführung der
Zollunion abgeschlossen und die Beziehungen zu diesem Partner verstärkt werden;

- erneut bestätigt wird, daß Zypern und Malta bei der nächsten Erweiterung der Union mit
einbezogen werden, und der Rat aufgefordert wird, Anfang 1995 neue von der Kommission
vorzulegende Berichte sowie einen Bericht des europäischen Beobachters für Zypern zu
prüfen.

10. Der Rat empfiehlt, daß der Europäische Rat der Einberufung einer Europa-Mittelmeer-Kon-
ferenz auf Ministerebene im zweiten Halbjahr 1995 durch die Europäische Union zustimmt. Zu
dieser Konferenz sollten alle betroffenen Mittelmeerstaaten eingeladen werden. Diese Konfe-
renz, die eine intensive Vorbereitung in Zusammenarbeit mit den betroffenen Ländern erfordern
wird, sollte die Möglichkeit zu einer ausführlichen Erörterung der künftigen Beziehungen zwi-
schen Europa und dem Mittelmeerraum bieten, bei der alle wesentlichen politischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Fragen angesprochen werden.

Auf dieser Konferenz sollte Einvernehmen über eine Reihe wirtschaftlicher und politischer
Leitlinien für die Zusammenarbeit Europa-Mittelmeer im nächsten Jahrhundert erzielt werden.
Ferner wird ein ständiger und geregelter Dialog über alle Fragen von gemeinsamem Interesse
eingeleitet.

11. Der Rat ersucht die Kommission, Anfang 1995 spezifische Vorschläge zur Durchführung
aller Aspekte ihrer Mitteilung vorzulegen, damit der Rat die erforderlichen Beschlüsse fassen
und die Konferenz vorbereiten kann.

Erklärung zur Situation im ehemaligen Jugoslawien

1. Der Europäische Rat ist über die erneute Verschärfung des Konflikts in Bosnien-Herzego-
wina beunruhigt und verurteilt die Verletzung der Schutzzone Bihac durch die Streitkräfte der
bosnischen Serben sowie der internationalen Grenze durch die Streitkräfte der Krajina-Serben.

2. Der Europäische Rat besteht auf einem umgehenden Waffenstillstand in der Schutzzone
Bihac und ihrer Umgebung sowie auf dem Abzug der Streitkräfte der bosnischen Serben und
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der Krajina-Serben aus diesem Gebiet. Daran sollte sich eine Einstellung der Kampfhandlungen
in ganz Bosnien-Herzegowina anschließen.

3. Der Europäische Rat ist empört über das menschliche Leid, das der Bevölkerung Bosnien-
Herzegowinas bereits zugefügt wurde und das mit dem Beginn eines weiteren Winters zuneh-
men wird. Er fordert die sofortige Beseitigung aller Hindernisse für die Lieferung humanitärer
Hilfsgüter und appelliert an alle Parteien, sicherzustellen, daß diese die notleidenden Menschen
erreichen. Es kann nicht hingenommen werden, daß die Verweigerung humanitärer Hilfe als
Kriegswaffe benutzt wird.

4. Der Europäische Rat bringt seine volle Unterstützung für UNPROFOR und ihre Befehlsha-
ber sowie für die anhaltenden Bemühungen zum Ausdruck, einen Waffenstillstand zu erreichen.
Er fordert die Parteien, insbesondere die Streitkräfte der bosnischen Serben auf, die Bewe-
gungsfreiheit von UNPROFOR zu respektieren und ihnen die fortdauernde Erfüllung ihrer Auf-
gaben ohne unzumutbare Risiken zu ermöglichen.

5. UNPROFOR sollte ihre entscheidende Aufgabe, die Bereitstellung humanitärer Hilfe und
Rettung menschlichen Lebens, fortführen. Ein Abzug von UNPROFOR würde schwerwiegende
Auswirkungen für Bosnien und seine Zivilbevölkerung haben.

6. Der Europäische Rat bekräftigt, daß er die strikte Durchsetzung der einschlägigen Resolu-
tionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen sowie der im Einklang mit ihnen gefaßten
Beschlüsse uneingeschränkt unterstützt.

7. Der Europäische Rat steht hinter den Ergebnissen, welche die Minister auf ihrer Tagung am
2. Dezember in Brüssel erzielt haben. Der Frieden kann nur durch eine Verhandlungslösung
herbeigeführt werden. Die bosnischen Serben müssen den Friedensplan für Bosnien-Herzego-
wina annehmen, der den Parteien von der Kontaktgruppe als Grundlage für eine Beilegung des
Konflikts vorgelegt wurde und der eine tragfähige und vernünftige Lösung für alle Seiten vor-
sieht. Der Europäische Rat erinnert daran, daß der territoriale Vorschlag in Übereinstimmung
zwischen den Parteien angepaßt werden kann und daß Verfassungsbestimmungen, die für die
Parteien annehmbar sind, entwickelt werden müssen, die die Integrität von Bosnien-Herzego-
wina wahren und eine gleichgewichtige und ausgewogene Behandlung der muslimisch-kroati-
schen und bosnisch-serbischen Einheiten vorsehen.

8. Der Europäische Rat unterstreicht die Notwendigkeit einer wirksamen und international
überwachten Grenzschließung zwischen der Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und Monte-
negro) und Bosnien-Herzegowina und mißt deshalb der dringend notwendigen Verstärkung der
ICFY-Mission große Bedeutung bei.

9. Der Europäische Rat fordert die rasche und vollständige Durchführung des Wirtschaftsab-
kommens zwischen der Regierung der Republik Kroatien und den verantwortlichen Stellen der
Krajina-Serben. Er fordert die Parteien dringend auf, über den internationalen Plan für die VN-
Schutzzonen konstruktive Verhandlungen zu führen, sobald dieser fertiggestellt ist, und appel-
liert an die verantwortlichen Stellen der Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien/Montenegro) die-
sen Prozeß zu unterstützen.

10. Der Europäische Rat betonte die Notwendigkeit, daß sich bald alle Staaten des ehemaligen
Jugoslawiens innerhalb ihrer international anerkannten Grenzen gegenseitig anerkennen. Dies
ist für die künftige Stabilität der Region von wesentlicher Bedeutung.

Quelle: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 118 vom 19. Dezember 1994.
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